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Gesetz 

zur Änderung des Bundesarchivgesetzes 

Vom 13. März 1992 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Bundesarchivgesetz in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 6. Januar 1988 (BGBl. I S. 62), zuletzt 
geändert durch Anlage I Kapitel II Sachgebiet B Abschnitt II 
Nr. 2 Buchstabe a des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 912), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 9 erhält folgenden Wortlaut: 

„(9) Unterlagen im Sinne dieses Gesetzes sind 
auch solche der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, der mit dieser Partei verbundenen 
Organisationen und juristischen Personen sowie 
der Massenorganisationen der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik, soweit sie die Wahrnehmung 
staatlicher Aufgaben betreffen. Dies gilt auch für 
andere Parteien und mit diesen Parteien verbun¬ 
dene Organisationen und juristische Personen der 
Deutschen Demokratischen Republik.“ 

b) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10. 

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 


„§2a 

(1) Unter dem Namen „Stiftung Archiv der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR“ wird im Bundes¬ 
archiv eine unselbständige Stiftung des öffentlichen 
Rechts errichtet. Die Stiftung entsteht durch Erlaß des 
Bundesministers des Innern. 

(2) Die Stiftung hat die Aufgabe, Unterlagen von 
Stellen nach § 2 Abs. 9 zu übernehmen, auf Dauer zu 
sichern, nutzbar zu machen und zu ergänzen. Dies gilt 
auch für andere Unterlagen, Materialien und Biblio¬ 
theksbestände zur deutschen Geschichte, insbeson¬ 
dere zur Geschichte der deutschen und internationalen 
Arbeiterbewegung, die damit in historischem oder 
sachlichem Zusammenhang stehen. 

(3) Unterlagen nach § 2 Abs. 9 sind als Stiftungsver¬ 
mögen der Stiftung zu übertragen. Für andere Unterla¬ 
gen, Materialien und Bibliotheksbestände sind mit den 
Eigentümern gesonderte Vereinbarungen zu schließen. 

(4) Die in § 5 Abs. 1 Satz 1 genannte Schutzfrist von 
30 Jahren findet auf die Bestände der Stiftung keine 
Anwendung. Im übrigen ist die Benutzung der Unterla¬ 
gen der Stiftung unter Beachtung von § 5 Abs. 1 letzter 
Satz sowie der Absätze 2, 5 und 6 in dem Erlaß zu 
regeln.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 13. März 1992 


Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 


Der Bundesminister des Innern 
Seiters 
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Verordnung 

über die Berufsausbildung 

zum Fachangestellten für Bürokommunikation/zur Fachangestellten für Bürokommunikation*) 

Vom 12. März 1992 


Auf Grund des § 25 des Berufsbildungsgesetzes vom 
14. August 1969 (BGBl. I S. 1112), der zuletzt durch § 24 
Nr. 1 des Gesetzes vom 24. August 1976 (BGBl. I S. 2525) 
geändert worden ist, verordnet der Bundesminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bil¬ 
dung und Wissenschaft: 

§ 1 

Staatliche Anerkennung des Ausbildungsberufes 

Der Ausbildungsberuf Fachangestellter für Bürokom¬ 
munikation/Fachangestellte für Bürokommunikation wird 
staatlich anerkannt. Er ist Ausbildungsberuf des öffent¬ 
lichen Dienstes. 

§2 

Ausbildungsdauer 

Die Ausbildung dauert drei Jahre. 

§3 

Ausbildungsberufsbild 

(1) Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens 
die folgenden Fertigkeiten und Kenntnisse: 

1. der Ausbildungsbetrieb 

1.1 Stellung und Aufgaben des Ausbildungsbetriebes 
im Gesamtsystem der öffentlichen Verwaltung, 

1.2 Berufsbildung, 

1.3 Arbeitssicherheit, Umweltschutz und rationelle 
Ressourcenverwendung; 

2. Verhältnis zwischen Verwaltung und Bürger, bürger¬ 
orientiertes Handeln; 

3. Verwaltungsorganisation und -betrieb 

3.1 Verwaltungshandeln, 

3.2 Organisation und Funktionszusammenhänge; 

4. Bürowirtschaft 

4.1 Organisation des Arbeitsplatzes, 

4.2 Arbeits- und Organisationsmittel, 

4.3 bürowirtschaftliche Abläufe, 

4.4 Materialbewirtschaftung, Bestell- und Vergabe¬ 
wesen, 

4.5 Statistik; 

*) Diese Rechtsverordnung ist eine Ausbildungsordnung im Sinne des § 25 
des Berufsbildungsgesetzes. Die Ausbildungsordnung und der damit 
abgestimmte, von der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Län¬ 
der in der Bundesrepublik Deutschland beschlossene Rahmenlehrplan 
für die Berufsschule werden demnächst als Beilage zum Bundesanzei¬ 
ger veröffentlicht. 


5. Informationsverarbeitung 

5.1 Grundlagen der Informationsverarbeitung, 

5.2 Bürokommunikation, 

5.3 schreibtechnische Qualifikationen, 

5.4 Textformulierung und -gestaltung, 

5.5 automatisierte Textverarbeitung, 

5.6 Datenschutz; 

6. Assistenz- und Sekretariatsaufgaben 

6.1 Kommunikation und Kooperation im Büro und 
Bürokoordination, 

6.2 Organisationsaufgaben; 

7. Finanzwesen 

7.1 öffentliches Finanzwesen, 

7.2 Kassenwesen; 

8. Personalwesen 

8.1 Grundzüge des Personalwesens, 

8.2 Personalaufgaben; 

9. Fachaufgaben einzelner Fachbereiche, Verwaltungs¬ 
verfahren und Rechtsanwendung 

9.1 Organisation und Arbeitsabläufe, 

9.2 Verwaltungsverfahren, 

9.3 Rechtsanwendung. 

(2) Bei der Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse 
nach Absatz 1 Nr. 9 sind unterschiedliche Fachaufgaben 
von zwei Fachbereichen der ausbildenden Stelle zugrunde 
zu legen. 

§4 

Ausbildungsrahmenplan 

(1) Die Fertigkeiten und Kenntnisse nach § 3 sollen nach 
den in den Anlagen I und II enthaltenen Anleitungen zur 
sachlichen und zeitlichen Gliederung der Berufsausbil¬ 
dung (Ausbildungsrahmenplan) vermittelt werden. Eine 
von dem Ausbildungsrahmenplan abweichende sachliche 
und zeitliche Gliederung der Ausbildungsinhalte ist insbe¬ 
sondere zulässig, soweit eine berufsfeldbezogene Grund¬ 
bildung vorausgegangen ist oder betriebspraktische Be¬ 
sonderheiten die Abweichung erfordern. 

(2) Die in dieser Rechtsverordnung genannten Fertigkei¬ 
ten und Kenntnisse sollen so vermittelt werden, daß der 
Auszubildende zur Ausübung einer qualifizierten beruf¬ 
lichen Tätigkeit im Sinne des § 1 Abs. 2 des Berufs¬ 
bildungsgesetzes befähigt wird, die insbesondere selb¬ 
ständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren ein¬ 
schließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen 
nachzuweisen. 
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§5 

Durchführung der Berufsausbildung 

(1) Während der Berufsausbildung beim Ausbildenden 
soll der Auszubildende mit Vorgängen befaßt werden, die 
den im Ausbildungsrahmenplan bezeichneten Fertigkeiten 
und Kenntnissen entsprechend auszuwählen sind. 

(2) Zur Ergänzung und Vertiefung der Berufsausbildung 
sind die im Ausbildungsrahmenplan bezeichneten Fertig¬ 
keiten und Kenntnisse in einer dienstbegleitenden Unter¬ 
weisung von 420 Stunden zu vermitteln. Dabei kommen 
insbesondere Fertigkeiten und Kenntnisse nach § 3 Abs. 1 
Nr. 9 in Betracht; dem Auszubildenden sind Einsichten in 
Sinn, Zweck und Bedeutung der Rechts- und Verwaltungs¬ 
vorschriften, mit denen er fallbezogen befaßt wird, zu 
vermitteln. Die dienstbegleitende Unterweisung ist inhalt¬ 
lich mit dem schulischen Rahmenlehrplan abzustimmen 
und zeitlich unter Beachtung der Pflicht des Auszubilden¬ 
den zum Besuch der Berufsschule zu organisieren. 

§6 

Ausbildungsplan 

Der Ausbildende hat unter Zugrundelegung des Aus¬ 
bildungsrahmenplanes für den Auszubildenden einen Aus¬ 
bildungsplan zu erstellen. 

§7 

Berichtsheft 

Der Auszubildende hat ein Berichtsheft in Form eines 
Ausbildungsnachweises zu führen. Ihm ist Gelegenheit zu 
geben, das Berichtsheft während der Ausbildungszeit zu 
führen. Der Ausbildende hat das Berichtsheft regelmäßig 
durchzusehen. 

§8 

Zwischenprüfung 

(1) Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwi¬ 
schenprüfung durchzuführen. Sie soll in der Mitte des 
zweiten Ausbildungsjahres stattfinden. 

(2) Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in den 
Anlagen I und II für das erste Ausbildungsjahr aufgeführten 
Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den im Berufsschul¬ 
unterricht entsprechend dem Rahmenlehrplan zu vermit¬ 
telnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbildung 
wesentlich ist. 

(3) Die Zwischenprüfung ist schriftlich anhand praxis¬ 
bezogener Fälle oder Aufgaben in insgesamt höchstens 
180 Minuten in folgenden Prüfungsfächern durchzuführen: 

1. Bürowirtschaft, 

2. Verwaltung, 

3. Wirtschafts- und Sozialkunde. 

(4) Die in Absatz 3 genannte Prüfungsdauer kann ins¬ 
besondere unterschritten werden, soweit die Prüfung in 
programmierter Form durchgeführt wird. 

§9 

Abschlußprüfung 

(1) Die Abschlußprüfung erstreckt sich auf die in der 
Anlage I aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sowie 


auf den im Berufsschulunterricht vermittelten Lehrstoff, 
soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 

(2) Die Prüfung ist schriftlich in den Prüfungsfächern 
Bürowirtschaft, Verwaltung und Wirtschafts- und Sozial¬ 
kunde und praktisch in den Prüfungsfächern Textverarbei¬ 
tung, Assistenz- und Sekretariatsaufgaben sowie Bürger¬ 
orientiertes Verwaltungshandeln im Fachbereich durchzu¬ 
führen. 

(3) In der schriftlichen Prüfung soll der Prüfling in den 
nachstehend genannten Prüfungsfächern je eine Arbeit 
anfertigen: 

1. Prüfungsfach Bürowirtschaft: 

In 90 Minuten soll der Prüfling praxisbezogene Auf¬ 
gaben oder Fälle aus folgenden Gebieten bearbeiten 
und dabei zeigen, daß er grundlegende Fertigkeiten 
und Kenntnisse dieser Gebiete erworben hat und 
Zusammenhänge versteht: 

a) Bürowirtschaft, 

b) Bürokommunikation. 

2. Prüfungsfach Verwaltung: 

In 90 Minuten soll der Prüfling praxisbezogene Auf¬ 
gaben oder Fälle aus den folgenden Gebieten bearbei¬ 
ten und dabei zeigen, daß er grundlegende Fertigkeiten 
und Kenntnisse erworben hat und Zusammenhänge 
versteht: 

a) Finanzwesen, 

b) Personalwesen. 

3. Prüfungsfach Wirtschafts- und Sozialkunde: 

In 90 Minuten soll der Prüfling praxisbezogene Auf¬ 
gaben oder Fälle aus der Berufs- und Arbeitswelt be¬ 
arbeiten und dabei zeigen, daß er allgemeine wirt¬ 
schaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der 
Berufs- und Arbeitswelt darstellen und beurteilen kann. 

(4) Die in Absatz 3 genannte Prüfungsdauer kann ins¬ 
besondere unterschritten werden, soweit die Prüfung in 
programmierter Form durchgeführt wird. 

(5) In der praktischen Prüfung soll der Prüfling Aufgaben 
in den nachstehend genannten Prüfungsfächern bearbei¬ 
ten: 

1. Prüfungsfach Textverarbeitung: 

In 75 Minuten soll der Prüfling je eine praxisbezogene 
Aufgabe 

a) zur Textformulierung und -gestaltung und 

b) zur formgerechten Briefgestaltung nach kurzschrift¬ 
licher Aufnahme 

bearbeiten und dabei zeigen, daß er grundlegende 
Fertigkeiten und Kenntnisse in diesem Gebiet erwor¬ 
ben hat. 

Die Aufgabe zur Textformulierung und -gestaltung 
umfaßt die Konzipierung eines Textes nach stichwort¬ 
artigen Angaben und die Erstellung und Gestaltung mit 
Hilfe automatisierter Textverarbeitung. Die Aufgabe zur 
formgerechten Briefgestaltung umfaßt die kurzschrift¬ 
liche Aufnahme der Ansage eines Geschäftsbriefes 
von fünf Minuten Dauer in der Geschwindigkeit von 
80 Silben je Minute und die formgerechte Übertragung 
mit Hilfe einer alphanumerischen Tastatur. 
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2. Prüfungsfach Assistenz- und Sekretariatsaufgaben: 

In 45 Minuten soll der Prüfling eine von zwei ihm 
zur Wahl gestellten praxisbezogenen Aufgaben aus 
dem Gebiet Assistenz- und Sekretariatsaufgaben mit 
Arbeits- und Organisationsmitteln bearbeiten und dabei 
zeigen, daß er grundlegende Fertigkeiten und Kennt¬ 
nisse der DV-Anwendung erworben hat. 

3. Prüfungsfach Bürgerorientiertes Verwaltungshandeln 
im Fachbereich: 

Der Prüfling soll eine Fachaufgabe aus einem der 
beiden Fachbereiche nach § 3 Abs. 2 bearbeiten. Er 
soll dabei zeigen, daß er Aufgaben im Rahmen des 
Verwaltungsverfahrens und der Rechtsanwendung 
praxisbezogen und bürgerorientiert erledigen kann. Die 
Aufgabe soll Ausgangspunkt für das folgende Prü¬ 
fungsgespräch sein. Das Prüfungsgespräch einschließ¬ 
lich der Bearbeitungszeit für die Prüfungsaufgabe soll 
für den einzelnen Prüfling nicht länger als 60 Minuten 
dauern. 

(6) Sind in der schriftlichen Prüfung die Prüfungsleistun¬ 
gen in zwei Prüfungsfächern mit mangelhaft und in dem 
weiteren Prüfungsfach mit mindestens ausreichend 
bewertet worden, so ist auf Antrag des Prüflings oder nach 
Ermessen des Prüfungsausschusses in einem der mit 
mangelhaft bewerteten Prüfungsfächer die schriftliche 
Prüfung durch eine mündliche Prüfung von etwa 15 Minu¬ 
ten zu ergänzen, wenn diese für das Bestehen der Prüfung 
den Ausschlag geben kann. Das Prüfungsfach ist vom 
Prüfling zu bestimmen. Bei der Ermittlung des Ergebnisses 
für dieses Prüfungsfach sind die Ergebnisse der schrift¬ 
lichen Arbeit und der mündlichen Ergänzungsprüfung im 
Verhältnis zwei zu eins zu gewichten. 

(7) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses haben 
alle sechs Prüfungsfächer das gleiche Gewicht. 


(8) Zum Bestehen der Abschlußprüfung müssen im 
Gesamtergebnis und in jeweils mindestens zwei der in 
Absatz 3 sowie in Absatz 5 genannten Prüfungsfächer 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht werden. 
Werden die Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach mit 
ungenügend bewertet, ist die Prüfung nicht bestanden. 

§ 10 

Aufhebung von Vorschriften 

Die bisher festgelegten Berufsbilder, Berufsbildungs¬ 
pläne und Prüfungsanforderungen für die Lehrberufe, 
Anlernberufe und vergleichbar geregelten Ausbildungsbe¬ 
rufe, die in dieser Verordnung geregelt sind, insbesondere 
für die Ausbildungsberufe Stenosekretär/Stenosekretärin 
und Büroassistent/Büroassistentin, sind vorbehaltlich des 
§ 11 nicht mehr anzuwenden. 

§11 

Übergangsregelung 

Auf Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten 
dieser Verordnung bestehen, sind die bisherigen Vor¬ 
schriften weiter anzuwenden, es sei denn, die Vertrags¬ 
parteien vereinbaren für die nach dem 30. Juni 1991 
begonnenen Ausbildungsverhältnisse die Anwendung der 
Vorschriften dieser Verordnung. 


§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1992 in Kraft. 


Bonn, den 12. März 1992 

Der Bundesminister des Innern 
Rudolf Seiters 
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Anlage I 

(zu § 4) 


Ausbildungsrahmenplan 
für die Berufsausbildung 

zum Fachangestellten für Bürokommunikation/zur Fachangestellten für Bürokommunikation 

- Sachliche Gliederung - 


Lfd. 

Nr. 


Teil des Ausbildungsberufsbildes 


Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 


1. Der Ausbildungsbetrieb 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 1) 

1.1 Stellung und Aufgaben 

des Ausbildungsbetriebes 
im Gesamtsystem 
der öffentlichen Verwaltung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 1.1) 


1.2 Berufsbildung 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 1.2) 


a) staats- und verfassungsrechtliche Grundlagen in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland in ihren Bezügen zu den Aufgaben der ausbilden¬ 
den Stelle darstellen 

b) Art und Rechtsform der ausbildenden Stelle beschreiben 

c) Aufgaben der ausbildenden Verwaltung, ihre rechtlichen Grund¬ 
lagen und ihre Bedeutung für Staat und Gesellschaft beschreiben 

d) Aufgaben der für die ausbildende Stelle wichtigen Organisationen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer darstellen 


a) rechtliche Vorschriften der Berufsbildung nennen 

b) Ausbildungsordnung mit dem Ausbildungsplan der ausbildenden 
Stelle vergleichen 

c) Inhalte des Berufsausbildungsvertrages, insbesondere die Rechte 
und Pflichten des Ausbildenden und des Auszubildenden, erläutern 

d) Bedeutung und Aufgaben der Jugend- und Auszubildendenvertre¬ 
tung im Rahmen der Berufsausbildung beschreiben 

e) Notwendigkeit weiterer beruflicher Qualifizierung begründen 

f) wichtige berufliche Fortbildungsmöglichkeiten und berufliche Auf¬ 
stiegsmöglichkeiten beschreiben 


1.3 Arbeitssicherheit, Umweltschutz a) Bedeutung von Arbeitssicherheit, Umweltschutz und rationeller 
und rationelle Ressourcen- Ressourcenverwendung an Beispielen der ausbildenden Stelle 

Verwendung erklären 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 1.3) 

b) betriebliche Einrichtungen für den Arbeitsschutz, die Unfallver¬ 
hütung und den Umweltschutz beschreiben 

c) berufsspezifische Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften 
einhalten, geeignete Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen im 
eigenen Arbeitsbereich ergreifen und sich bei Unfällen situations¬ 
gerecht verhalten 

d) wichtige Vorschriften über Brandverhütung und Brandschutzeinrich¬ 
tungen beachten 

e) zur Vermeidung betriebsbedingter Umweltbelastungen im beruf¬ 
lichen Einwirkungsbereich beitragen 

f) zur rationellen Energie- und Materialverwendung im beruflichen 
Einwirkungsbereich beitragen 
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Lfd. 

Nr. 


Teil des Ausbildungsberufsbildes Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 


a) Situation und Interessen des Bürgers bei der Aufgabenerledigung 
angemessen berücksichtigen 

b) Dienstleistungs- und Eingriffsverwaltung in ihren unterschiedlichen 
Voraussetzungen und Anforderungen für das Verhältnis zwischen 
Verwaltung und Bürger beschreiben 

c) Aufklärung, Beratung und Auskunft situationsgerecht und bürger¬ 
orientiert vornehmen 

d) Inhalt und Form von Schriftsätzen und mündlichen Mitteilungen nach 
Informationsziel und Adressatenkreis für den Bürger transparent 
gestalten 

e) Wirkungen des Verwaltungshandelns auf die Öffentlichkeit an Bei¬ 
spielen beschreiben 


a) Ziele des Verwaltungshandelns erläutern; Grundsätze und Leitlinien 
anwenden 

b) Arten und Formen des Verwaltungshandelns beschreiben 

c) Leistungen der ausbildenden Stelle darstellen 

a) Aufbau- und Ablauforganisation der ausbildenden Stelle erläutern 

(§*3 Abs^^Tammenhänge ^ Dienst- und Geschäftsordnung anwenden, Geschäftsverfahren 

beherrschen 

c) Zentralisierung und Dezentralisierung sowie Delegieren von Auf¬ 
gaben und Verantwortung an Beispielen der ausbildenden Stelle 
darstellen 

d) Informationswege in der ausbildenden Stelle darstellen und das 
Zusammenwirken zwischen Funktionsbereichen beschreiben 

e) Aufgaben, Anforderungen und Zusammenwirken typischer Büro¬ 
arbeitsplätze darstellen 

f) zur Verbesserung von Arbeitsabläufen im eigenen Arbeitsbereich 
beitragen 


2. Verhältnis zwischen Verwaltung 

und Bürger, 

bürgerorientiertes Handeln 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 2) 


3. Verwaltungsorganisation 

und -betrieb 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 3) 


3.1 Verwaltungshandeln 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 3.1) 


3.2 Organisation 


4. Bürowirtschaft 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 4) 


4.1 Organisation 

des Arbeitsplatzes 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 4.1) 


a) Möglichkeiten der Arbeitsplatz- und Arbeitsraumgestaltung unter 
Berücksichtigung ergonomischer Grundsätze an Beispielen des 
Ausbildungsbetriebes erläutern 

b) einschlägige Vorschriften für Büroarbeitsplätze beachten und den 
eigenen Arbeitsplatz sachgerecht gestalten 


Arbeits- und Organisationsmittel a) betriebliche Arbeits- und Organisationsmittel fachgerecht handha- 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 4.2) ben sowie wirtschaftlich und umweltgerecht einsetzen 

b) rechtzeitige Wartung und Instandsetzung von Büromaschinen und 
-geräten veranlassen 
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Lfd. 

Nr. 


Teil des Ausbildungsberufsbildes 


Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 


4.3 Bürowirtschaftliche Abläufe 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 4.3) 


4.4 Materialbewirtschaftung, 

Bestell- und Vergabewesen 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 4.4) 


4.5 Statistik 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 4.5) 


5. Informationsverarbeitung 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 5) 

5.1 Grundlagen 

der Informationsverarbeitung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 5.1) 


5.2 Bürokommunikation 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 5.2) 


a) Posteingang bearbeiten, Postverteilung durchführen und Post¬ 
ausgang kostenbewußt bearbeiten 

b) Registraturarbeiten sachgerecht durchführen, Aufbewahrungsfristen 
beachten 

c) Dateien und Karteien führen und zur Erfüllung von Arbeitsaufgaben 
einsetzen 

d) Termine planen, überwachen und erforderliche Maßnahmen ein¬ 
leiten 

a) Grundsätze des Beschaffungswesens beschreiben 

b) Beschaffungswesen der ausbildenden Stelle darstellen 

c) bei der Materialverwaltung und bei dem Vergabeverfahren mitwirken 

d) bei der Beschaffung und Entsorgung von Materialien nach wirt¬ 
schaftlichen und ökologischen Gesichtspunkten mitwirken 

a) Anwendungsmöglichkeiten von Statistiken in der ausbildenden 
Stelle beschreiben 

b) Daten für die Erstellung von Statistiken beschaffen, aufbereiten und 
in geeigneter Form darstellen 

c) Statistiken auswerten und Ergebnisse aufbereiten 


a) Gründe und Ziele für den Einsatz der Informations- und Kommunika¬ 
tionstechnik erläutern 

b) Auswirkungen von Informations- und Kommunikationstechniken auf 
Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen und Arbeitsanforderungen 
an Beispielen der ausbildenden Stelle erklären 

a) Aufbau und Funktion eines Datenverarbeitungssystems der aus¬ 
bildenden Stelle beschreiben 

b) unterschiedliche Arbeitsaufgaben der ausbildenden Stelle mit Hilfe 
von Bürokommunikationstechniken lösen 

c) Fachliteratur, Dokumentationen und andere Hilfsmittel nutzen 

d) die Notwendigkeit der Pflege gespeicherter Informationen an Bei¬ 
spielen der ausbildenden Stelle darstellen 

e) Daten sichern, Datensicherung begründen, unterschiedliche Verfah¬ 
ren aufzeigen 

f) Schutzvorschriften und Regelungen für Bildschirmarbeitsplätze 
beachten 


5.3 


Schreibtechnische Qualifikationen 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 5.3) 


a) Textverarbeitungsgeräte systemgerecht handhaben 

b) Tastschreiben beherrschen 

c) in der ausbildenden Stelle eingesetzte Aufnahme- und Wiedergabe¬ 
geräte bedienen 

d) Texte kurzschriftlich aufnehmen und normgerecht maschinenschrift¬ 
lich übertragen 

e) Kurzschrift als Arbeits- und Notizschrift einsetzen 





Nr. 14 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 27. März 1992 


513 


Lfd. 

Nr. 


Teil des Ausbildungsberufsbildes 


Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 


Textformulierung a) Texte nach vorgegebenen Sachverhalten unter Nutzung von Nach- 

und -gestaltung schlagewerken erstellen 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 5.4) Texte des Schriftverkehrs sachlich richtig und sprachlich einwandfrei 

formulieren und gliedern 

c) Schriftstücke für unterschiedliche Anlässe entwerfen und gestalten 

d) Schriftstücke nach Vorlage und unter Verwendung von Tonträgern 
normgerecht maschinenschriftlich anfertigen 

e) Protokolle nach inhaltlichen Vorgaben aufnehmen und erstellen 

f) Tabellen erstellen sowie bei der Gestaltung von Vordrucken mit- 
wirken 


5.5 Automatisierte Textverarbeitung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 5.5) 


a) Texte eingeben, aufrufen und bearbeiten 

b) Texte speichern, verwalten, pflegen und sichern 

c) Textbausteine und Serienbriefe erstellen 

d) spezielle Funktionen des eingesetzten Textsystems anwenden 

e) Texte mit Hilfe externer Dienste übermitteln 

f) in der ausbildenden Stelle eingesetzte Textsysteme bei der Anwen¬ 
dung sachgerecht und wirtschaftlich nutzen, beurteilen und, soweit 
zweckmäßig, Verbesserungsvorschläge entwickeln 


5.6 Datenschutz 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 5.6) 


a) Vorschriften des Datenschutzes einhalten 

b) die Vorschriften zum Datenschutz und zur Datensicherheit bei der 
Erhebung und Behandlung von Daten anwenden 


6. Assistenz- und 

Sekretariatsaufgaben 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 6) 

6.1 Kommunikation und Kooperation a) Anlässe und Partner mündlicher Kommunikation in der ausbilden- 
im Büro und Bürokoordination den Stelle unterscheiden 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 6.1) Kommunikationsregeln in verschiedenen beruflichen Situationen 

anwenden und zur Vermeidung von Kommunikationsstörungen bei¬ 
tragen 

c) Aufgaben kooperativ lösen 

d) Zusammenarbeit innerhalb der Abteilung und mit den einzelnen 
Funktionsbereichen erläutern 

e) Telefonanlagen und Zusatzeinrichtungen handhaben 

f) Telefongespräche vorbereiten, führen und die Ergebnisse aufberei¬ 
ten und weiterleiten 

g) Anfragen entgegennehmen, weiterleiten und Auskünfte erteilen 

h) Termine unter Berücksichtigung von Vor- und Nachbearbeitungs¬ 
zeiten planen, koordinieren und überwachen; Terminkalender führen 

i) Besucher empfangen, anmelden, informieren und betreuen 

k) eingehende schriftliche Informationen, insbesondere Post, Berichte, 
Zeitungen, Zeitschriften, sichten, verteilen und bearbeiten 
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Lfd. 

Nr. 


Teil des Ausbildungsberufsbildes 


Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 


6.2 Organisationsaufgaben 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 6.2) 


a) Arbeitsabläufe organisieren 

b) Reiseunterlagen beschaffen und zusammenstellen 

c) Verkehrsverbindungen ermitteln und Verkehrsmittel bedarfsgerecht 
auswählen 

d) Reservierungen vornehmen 

e) Einladungen für Sitzungen und Besprechungen erstellen und ver¬ 
teilen 

f) Sitzungen und Besprechungen nach sachlichen und zeitlichen Vor¬ 
gaben vor- und nachbereiten 

g) Reisekosten abrechnen 


7. Finanzwesen 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 7) 


7.1 Öffentliches Finanzwesen 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 7.1) 


a) Zweck und Gliederung des Haushaltsplanes beschreiben 

b) Unterschiede zwischen staatlichem und kommunalem Haushalts¬ 
recht nennen 

c) Grundzüge der Aufstellung und des Zustandekommens des Haus¬ 
halts in der ausbildenden Stelle beschreiben 

d) Einnahme- und Ausgabearten des Haushaltsplanes der ausbilden¬ 
den Stelle darstellen 

e) Unterschiede zwischen den Abgabearten beschreiben 


7.2 Kassenwesen 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 7.2) 


a) Arten und Merkmale der Kassenanordnungen aufzählen 

b) Rechnungen prüfen, Kassenanordnungen fertigen, Haushaltsüber¬ 
wachungsliste führen 

c) Belege für Zahlungsvorgänge erstellen und bei der Zusammen¬ 
stellung der Buchungsbelege mitwirken 

d) Kassenanordnungen auf ihre formale Richtigkeit und Vollständigkeit 
prüfen 


8 . 


8.1 


Personalwesen 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 8) 


Grundzüge des Personalwesens 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 8.1) 


a) Arbeits-, Ausbildungs- und Dienstverhältnisse hinsichtlich Rechts¬ 
grundlagen, Art, Begründung und Beendigung unterscheiden 

b) Pflichten und Rechte von Auszubildenden, Arbeitern, Angestellten 
und Beamten erläutern 

c) Grundzüge des Arbeits- und Tarif rechtes darstellen 

d) Vorschriften der Arbeitnehmerschutzgesetze darstellen 

e) Zweck und Ziel des Personalvertretungsgesetzes oder des Betriebs¬ 
verfassungsgesetzes darstellen, Grundzüge des Wahlverfahrens, 
der Zusammensetzung und der Aufgaben der Personalvertretung 
sowie die Beteiligungsarten beschreiben 

f) Grundzüge des Sozialversicherungs-, des Zusatzversorgungs- und 
des Kindergeldrechtes darstellen 
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Lfd. 

Nr. 


Teil des Ausbildungsberufsbildes 


Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 


8.2 Personalaufgaben 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 8.2) 


a) Arbeiten im Zusammenhang mit personellen Veränderungen durch¬ 
führen, insbesondere Verträge und Schriftstücke fertigen, Berech¬ 
nungen durchführen 

b) Vorgänge im Zusammenhang mit Arbeits- und Fehlzeiten, insbeson¬ 
dere Urlaubs-, Krank- und Unfallmeldungen bearbeiten 

c) weitere mitarbeiterbezogene Unterlagen bearbeiten, Regeln für das 
Führen von Personalakten und Datenschutzbestimmungen im Per¬ 
sonalwesen beachten 


9. Fachaufgaben einzelner 

Fachbereiche, Verwaltungsverfahren 
und Rechtsanwendung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 9) 


9.1 


9.2 


9.3 


Organisation und Arbeitsabläufe 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 9.1) 


Verwaltungsverfahren 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 9.2) 


Rechtsanwendung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 9.3) 


a) Organisation und Zuständigkeiten des Fachbereiches darstellen 

b) Arbeitsabläufe im Fachbereich erläutern 


a) Verwaltungsmaßnahmen dem nicht förmlichen oder einem besonde¬ 
ren Verwaltungsverfahren zuordnen 

b) Zustandekommen, Inhalt, Bekanntgabe, Rücknahme und Widerruf 
von Verwaltungsakten erklären 

c) form- und fristgerechte Einlegung von Widersprüchen überprüfen 

d) die förmliche Zustellung aufgrund besonderer Vorschriften oder 
behördlicher Anordnung veranlassen 


a) Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, bestimmte und unbestimmte 
Rechtsbegriffe erläutern, Verhältnis mehrerer Anspruchsgrundlagen 
zueinander bei der Rechtsanwendung beschreiben 

b) Anliegen klären, auf sachgerechte Antragstellung hinwirken, 
Anträge annehmen und Sachverhalte ermitteln 

c) Fristen und Termine berechnen, festsetzen und berücksichtigen 

d) anhand praktischer Fälle die für einen Sachverhalt spezifischen 
Vorschriften anwenden und Auskünfte erteilen 
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Anlage II 

(zu § 4) 


Ausbildungsrahmenplan 
für die Berufsausbildung 

zum Fachangestellten für Bürokommunikation/zur Fachangestellten für Bürokommunikation 

- Zeitliche Gliederung - 


A. 

Bei der Vermittlung der Ausbildungsinhalte und deren Fortführung nach Abschnitt B soll auf die Fertigkeiten und 
Kenntnisse der Berufsbildpositionen 1, 3, 7, 8 und 9 ein Zeitraum von etwa 18 Monaten entfallen. 

Die Fertigkeiten und Kenntnisse zur Berufsbildposition 2 sind während der gesamten Ausbildungsdauer zu vermitteln. 
Ihre Vermittlung soll insbesondere in Zusammenhang mit den Berufsbildpositionen 3, 5, 6 und 9 erfolgen. 

B. 

1. Ausbildungsjahr 

1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis vier Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 

1.2 Berufsbildung, 

3.2 Organisation und Funktionszusammenhänge, 

6.1 Kommunikation und Kooperation im Büro und Bürokoordination, 

8.1 Grundzüge des Personalwesens, 

8.2 Personalaufgaben 
zu vermitteln. 

2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 

4.3 bürowirtschaftliche Abläufe, 

5.1 Grundlagen der Informationsverarbeitung, 

5.3 schreibtechnische Qualifikationen, 

5.4 Textformulierung und -gestaltung, 

6.2 Organisationsaufgaben 
zu vermitteln. 

3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 

1.1 Stellung und Aufgaben des Ausbildungsbetriebes im Gesamtsystem der öffentlichen Verwaltung, 

1.3 Arbeitssicherheit, Umweltschutz und rationelle Ressourcenverwendung, 

4.1 Organisation des Arbeitsplatzes, 

4.2 Arbeits- und Organisationsmittel, 

5.2 Bürokommunikation, 

5.5 automatisierte Textverarbeitung, 

5.6 Datenschutz 


zu vermitteln. 
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1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 

4.4 Materialbewirtschaftung, Bestell- und Vergabewesen, 

4.5 Statistik, 

7.1 öffentliches Finanzwesen, 

7.2 Kassenwesen 

zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufsbildpositionen 

1.3 Arbeitssicherheit, Umweltschutz und rationelle Ressourcenverwendung, 

5.5 automatisierte Textverarbeitung, 

5.6 Datenschutz 
fortzuführen. 

2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis vier Monaten ist schwerpunktmäßig die Vermittlung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse der Berufsbildpositionen 

5.3 schreibtechnische Qualifikationen, 

8.1 Grundzüge des Personalwesens, 

8.2 Personalaufgaben 
fortzuführen. 

3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 

3.1 Verwaltungshandeln, 

9. Fachaufgaben einzelner Fachbereiche, Verwaltungsverfahren und Rechtsanwendung (für den ersten gewählten 
Fachbereich) 

zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufsbildpositionen 

4.2 Arbeits- und Organisationsmittel, 

4.3 bürowirtschaftliche Abläufe, 

5.2 Bürokommunikation, 

5.4 Textformulierung und -gestaltung 
fortzuführen. 
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3. Ausbildungsjahr 

1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis vier Monaten ist schwerpunktmäßig die Vermittlung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse der Berufsbildpositionen 

3.2 Organisation und Funktionszusammenhänge, 

4.2 Arbeits- und Organisationsmittel, 

4.3 bürowirtschaftliche Abläufe, 

4.5 Statistik, 

5.4 Textformulierung und -gestaltung, 

5.5 automatisierte Textverarbeitung, 

5.6 Datenschutz 
fortzuführen. 

2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten ist schwerpunktmäßig die Vermittlung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse der Berufsbildpositionen 

5.3 schreibtechnische Qualifikationen, 

6.2 Organisationsaufgaben, 

7.1 öffentliches Finanzwesen, 

7.2 Kassenwesen, 

8.2 Personalaufgaben 
fortzuführen. 

3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 

9. Fachaufgaben einzelner Fachbereiche, Verwaltungsverfahren und Rechtsanwendung (für den zweiten gewähl¬ 
ten Fachbereich) 

zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufsbildpositionen 

3.1 Verwaltungshandeln, 

5.2 Bürokommunikation 
fortzuführen. 
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Bekanntmachung 

der Neufassung der Erschwerniszulagenverordnung 
Vom 13. März 1992 

Auf Grund des Artikels 10 § 4 des Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpas¬ 
sungsgesetzes 1991 vom 21. Februar 1992 (BGBl. I S. 266) wird nachstehend 
der Wortlaut der Erschwerniszulagenverordnung in der seit 1. Januar 1992 
geltenden Fassung bekanntgemacht. Die Neufassung berücksichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung der Verordnung vom 6. März 1987 (BGBl. I 
S. 762), 

2. den mit Wirkung vom 1. Januar 1987 in Kraft getretenen Artikel 1 § 3 Abs. 2 
des Gesetzes vom 6. August 1987 (BGBl. I S. 2062), 

3. den mit Wirkung vom 1. März 1988 in Kraft getretenen Artikel 1 § 3 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2363), 

4. den mit Wirkung vom 1. August 1989 in Kraft getretenen Artikel 1 Nr. 7 und 8 
und den mit Wirkung vom 1. Januar 1990 in Kraft getretenen Artikel 1 Nr. 1 
bis 6 und 9 bis 11 der Verordnung vom 20. März 1990 (BGBl. I S. 551), 

5. den am 1. August 1990 in Kraft getretenen Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juli 

1990 (BGBl. I S. 1451), 

6. den am 1. Januar 1991 in Kraft getretenen § 7 des Gesetzes vom 
17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2834), 

7. den mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 in Kraft getretenen Artikel 2 § 2 Nr. 3 
Buchstabe a, den mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft getretenen Artikel 2 
§ 2 Nr. 3 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb, den mit Wirkung vom 1. März 

1991 in Kraft getretenen Artikel 1 § 4 Nr. 4 bis 6, die mit Wirkung vom 1. April 
1991 in Kraft getretenen Artikel 1 § 4 Nr. 1 und 3 Buchstabe a und b und 
Artikel 2 § 2 Nr. 3 Buchstabe b und c Doppelbuchstabe aa und Buchstabe d 
und den am 1. März 1992 in Kraft tretenden Artikel 1 § 4 Nr. 2 und 3 Buchstabe c 
des eingangs genannten Gesetzes. 

Die Rechtsvorschriften zu 4. wurden erlassen auf Grund des § 47 des Bundes¬ 
besoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 1989 
(BGBl. I S. 261). 


Bonn, den 13. März 1992 

Der Bundesminister des Innern 
S e i t e r s 
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Verordnung 

über die Gewährung von Erschwerniszulagen 
(Erschwerniszulagenverordnung - EZulV) 


1. Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung regelt die Gewährung von Zulagen 
zur Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes 
oder bei der Regelung der Anwärterbezüge nicht berück¬ 
sichtigter Erschwernisse (Erschwerniszulagen) für Emp¬ 
fänger von Dienstbezügen und Anwärterbezügen. 

§2 

Allgemeine Ausschlußregelung 

(1) Eine Erschwerniszulage wird nicht gewährt, wenn für 
die Erschwernis eine Aufwandsentschädigung nach § 17 
des Bundesbesoldungsgesetzes oder entsprechenden 
Vorschriften der Länder oder eine sonstige Entschädigung 
oder Zuwendung gewährt wird. 

(2) Eine Erschwerniszulage wird neben einer anderen 
Zulage nur gewährt, soweit die abzugeltende Erschwernis 
nicht durch die andere Zulage mit abgegolten wird. 

(3) Durch eine Erschwerniszulage wird ein allgemeiner 
mit der Erschwernis verbundener Aufwand mit abgegolten. 

2. Abschnitt 

Einzelabzugeltende Erschwernisse 

1. Titel 
Zulage 

für Dienst zu ungünstigen Zeiten 

§3 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1)*) Empfänger von Dienstbezügen in Besoldungsgrup¬ 
pen mit aufsteigenden Gehältern und Empfänger von 
Anwärterbezügen erhalten eine Zulage für Dienst zu 
ungünstigen Zeiten, wenn sie mit mehr als fünf Stunden im 
Kalendermonat zum Dienst zu ungünstigen Zeiten heran¬ 
gezogen werden. Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn 
der im Kalendermonat tatsächlich geleistete Dienst zu 
ungünstigen Zeiten nach Rundung des ermittelten Ge¬ 
samtergebnisses fünf Stunden überschreitet. Bei der 
Rundung werden Zeiten von dreißig Minuten und mehr auf 
eine volle Stunde aufgerundet, Zeiten von weniger als 
dreißig Minuten bleiben unberücksichtigt. 


*) M't Wirkung vom 1. März 1992 werden in Absatz 1 die Sätze 2 und 3 
gestrichen. 


(2) Dienst zu ungünstigen Zeiten ist der Dienst 

1. an Sonntagen und gesetzlichen Wochenfeiertagen, 

2. an Samstagen nach 13.00 Uhr, 

3. an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 
12.00 Uhr; dies gilt auch für den 24. und 31. Dezember 
jeden Jahres, wenn diese Tage nicht auf einen Sonntag 
fallen, 

4. an den übrigen Tagen in der Zeit zwischen 20.00 Uhr 
und 6.00 Uhr. 

(3) Zulagefähig sind nur Zeiten einer tatsächlichen 
Dienstausübung; Bereitschaftsdienst, der zu ungünstigen 
Zeiten geleistet wird, ist voll zu berücksichtigen. Wach¬ 
dienst ist nur zulagefähig, wenn er mit mehr als 24 Stun¬ 
den im Kalendermonat zu ungünstigen Zeiten geleistet 
wird. 

(4) Zum Dienst zu ungünstigen Zeiten gehören nicht der 
Dienst während Übungen, der Dienst auf Feuerschiffen, 
Reisezeiten bei Dienstreisen und die Rufbereitschaft. 

(5) Rufbereitschaft im Sinne von Absatz 4 ist das Bereit¬ 
halten des hierzu Verpflichteten in seiner Häuslichkeit 
(Hausrufbereitschaft) oder das Bereithalten an einem von 
ihm anzuzeigenden und dienstlich genehmigten Ort seiner 
Wahl (Wahlrufbereitschaft), um bei Bedarf zu Dienstlei¬ 
stungen sofort abgerufen werden zu können. Beim Woh¬ 
nen in einer Gemeinschaftsunterkunft gilt als Häuslichkeit 
die Gemeinschaftsunterkunft. 

§4 

Höhe und Berechnung der Zulage 

(1) Die Zulage beträgt für Dienst 

1. an Sonntagen und gesetzlichen Wochenfeiertagen, an 
den Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12.00 
Uhr sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres nach 
12.00 Uhr, wenn diese Tage nicht auf einen Sonntag 
fallen, 4,00 Deutsche Mark je Stunde, 

2. a) an den übrigen Samstagen in der Zeit zwischen 

13.00 Uhr und 20.00 Uhr 1,25 Deutsche Mark je 
Stunde sowie 

b) im übrigen in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 
Uhr 2,50 Deutsche Mark je Stunde. 

(2) Für Beamte und Soldaten nach den Nummern 9 und 
10 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsord¬ 
nungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes sowie 
für Beamte in Ämtern der Bundesbesoldungsordnung A 
bei Justizvollzugsanstalten und im Betriebs- und Verkehrs¬ 
dienst der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost beträgt die Zulage in den Fällen des Absat¬ 
zes 1 Nr. 2 Buchstabe a 1,50 Deutsche Mark je Stunde; 
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dies gilt auch für entsprechende Beamte auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst. 

(3)*) Die Zulage ist für volle Stunden zu gewähren; § 3 
Abs. 1 letzter Satz gilt entsprechend. Bei unterschiedlichen 
Zulagesätzen sind zunächst die Zeiten mit dem jeweils 
höheren Zulagesatz zusammenzuzählen, entsprechend 
§ 3 Abs. 1 letzter Satz zu runden und abzugelten. Die 
Gesamtstundenzahl nach Satz 1 abzüglich der mit jeweils 
höherem Zulagesatz abgegoltenen Stundenzahlen ergibt 
die Zahl der mit dem niedrigsten Zulagesatz abzugelten¬ 
den Stunden. 


*) Mit Wirkung vom 1. März 1992 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Für Dienst über volle Stunden hinaus wird die Zulage anteilig 
gewährt.“ 


§5 

Ausschluß der Zulage durch andere Zulagen 

Die Zulage wird insbesondere nicht gewährt neben 

1. (weggefallen) 

2. einer Vergütung für Beamte im Vollstreckungsdienst 
(§ 49 des Bundesbesoldungsgesetzes), 

3. einem Auslandszuschlag (§ 55 des Bundesbesol¬ 
dungsgesetzes), 

4. einer Zulage nach Nummer 7 der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bun¬ 
desbesoldungsgesetzes oder nach entsprechendem 
Landesrecht; ausgenommen sind die Beamten und 
Soldaten der Besoldungsgruppen AI bis A9, in den 
Lagezentren oder Leitstellen oberster Bundes- oder 
Landesbehörden sowie beim Deutschen Bundestag 
oder bei den Landtagen auch Polizeivollzugsbeamte 
der Besoldungsgruppen AI0 bis AI3, 

5. einer Zulage nach Nummer 8 der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bun¬ 
desbesoldungsgesetzes, 

5 a. einer Zulage nach Nummer 8 b der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes, 

6. einer Zulage nach Nummer 11 der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes oder Zulagen nach Vor¬ 
schriften, die gemäß Artikel IX § 22 des Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern in Kraft 
geblieben sind, 

7. einer bei der Deutschen Bundesbank gezahlten Bank¬ 
zulage, 

8. Zulagen nach Vorschriften, die gemäß Artikel IX § 21 
des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neu¬ 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
in Kraft geblieben sind oder neu erlassen werden 
können. 


§6 

Sonstiger Ausschluß der Zulage 

Abweichend von § 2 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1 gilt folgen¬ 
des: 


Für Zeiträume, für die eine Bordzulage zusteht, wird die 
Zulage um die Hälfte gekürzt; im übrigen entfällt oder 
verringert sich die Zulage, soweit der Dienst zu ungünsti¬ 
gen Zeiten durch eine Aufwandsentschädigung (§17 des 
Bundesbesoldungsgesetzes) oder auf andere Weise als 
mit abgegolten oder ausgeglichen gilt. 


2. Titel 

Zulage für Tauchertätigkeit 

§7 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Beamte und Soldaten erhalten eine Zulage für Tau¬ 
chertätigkeit, wenn sie auf Grund dienstlicher Anordnung 
Taucherübungen oder Taucherarbeiten durchführen. 

(2) Tauchertätigkeiten sind Übungen oder Arbeiten im 
Wasser 

1. im Taucheranzug ohne Helm oder ohne Tauchgerät, 

2. mit Helm oder Tauchgerät, 

3. in Preßluft (Druckkammern). 


§8 

Höhe der Zulage 


(1) Die Zulage für Tauchertätigkeit nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 
beträgt je Stunde 4,30 Deutsche Mark. 


(2) Die Zulage für Tauchertätigkeit nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 
beträgt je Stunde Tauchzeit bei einer Tauchtiefe 


bis zu 5 Metern 
von mehr als 5 Metern 
von mehr als 10 Metern 
von mehr als 15 Metern 


17,85 Deutsche Mark, 

21.65 Deutsche Mark, 
26,90 Deutsche Mark, 

34.65 Deutsche Mark. 


Bei Tauchtiefen von mehr als zwanzig Metern erhöht sich 
die Zulage für je fünf Meter weiterer Tauchtiefe um 
7,75 Deutsche Mark je Stunde. 


(3) Die Zulage nach Absatz 2 erhöht sich für Taucher¬ 
tätigkeit 

1. in Strömung mit Stromschutz gleich welcher Art um 
15 vom Hundert, 

2. in Strömung ohne Stromschutz um 30 vom Hundert, 

3. in Seewasserstraßen oder auf offener See um 25 vom 
Hundert, 

4. in Binnenwasserstraßen bei Lufttemperaturen von 
weniger als 3 °C Wärme um 25 vom Hundert. 

(4) Die Zulage für Tauchertätigkeit nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 
beträgt je Stunde ein Drittel der Sätze nach Absatz 2. 


§9 

Berechnung der Zulage 

(1) Die Zulage wird nach Stunden berechnet. Die Zeiten 
sind für jeden Kalendertag zu ermitteln, und das Ergebnis 
ist zu runden. Dabei bleiben Zeiten von weniger als zehn 
Minuten unberücksichtigt; Zeiten von zehn bis dreißig 
Minuten werden auf eine halbe Stunde, von mehr als 
dreißig Minuten auf eine volle Stunde aufgerundet. 
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(2) Als Tauchzeit gilt 

1. für Helmtaucher die Zeit unter dem geschlossenen 
Taucherhelm, 

2. für Schwimmtaucher die Zeit unter der Atemmaske, 

3. bei Arbeiten in Druckkammern die Zeit von Beginn des 
Einschleusens bis zum Ende des Ausschleusens. 


dere vor beim Unschädlichmachen oder Delaborieren von 
Sprengkörpern mit elektrischer oder mechanischer Fern¬ 
oder Funkzündung. 

(3) Die Einsatzzulage darf bei den Sprengstoffentschär- 
fern den Betrag von 750 Deutsche Mark und bei den 
Sprengstoffermittlern den Betrag von 450 Deutsche Mark, 
Einsatzzulage und Sonderzulage dürfen den Betrag von 
1 600 Deutsche Mark im Monat nicht übersteigen. 


3. Titel 

Zulagen für den Umgang 
mit Munition und Explosivstoffen 

§ 10 

Zulage 

für das Räumen und Vernichten von Munition 
und für besonders gefährliche Munitionserprobungen 

(1) Soldaten mit Berechtigungsschein zum Vernichten 
von Munition oder mit abgeschlossener Ausbildung als 
Feuerwerker und Beamte mit Befähigungsschein F erhal¬ 
ten, wenn sie auf Truppenübungs- oder Schießplätzen, auf 
See, bei Erprobungsstellen der Bundeswehr oder gemäß 
dienstlicher Weisung an sonstigen Plätzen Blindgänger 
(Munition) räumen oder vernichten, eine Zulage. Die Tätig¬ 
keit muß zum ständigen Aufgabenbereich des Soldaten 
oder Beamten gehören und von ihm selbst ausgeübt wer¬ 
den. Die Zulage beträgt täglich 5 Deutsche Mark. Bei 
einem Einsatz von mehr als sechs Stunden täglich erhöht 
sich die Zulage für jede weitere volle Stunde um 1 Deut¬ 
sche Mark, höchstens jedoch bis zu 10 Deutsche Mark. 

(2) Beamte und Soldaten erhalten für das Laborieren, 
Delaborieren, Untersuchen von Munition und Munitions¬ 
komponenten mit besonders hohem Gefährlichkeitsgrad, 
insbesondere von unbekannter, beanstandeter oder be¬ 
lasteter Munition, eine Zulage nach Maßgabe des Ab¬ 
satzes 1. 


4. Titel 

Zulage für Tätigkeiten 
an Antennen und Antennenträgern, 
an Geräten und Geräteträgern 
des Wetterdienstes, 
des Vermessungsdienstes 
sowie an Windmasten des 
lu ft hygienischen Überwachungsdienstes 

§ 12 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Beamte und Soldaten erhalten eine Zulage für Tätig¬ 
keiten an Antennen oder Antennenträgern, wenn diese 
Tätigkeiten zu ihren regelmäßigen Aufgaben gehören. 

(2) Tätigkeiten an Antennen oder Antennenträgern sind 

1. das Besteigen von Antennenträgern über Leitern oder 
Sprossen, 

2. die Arbeiten in einer Höhe von mindestens zwanzig 
Metern über dem Erdboden an und auf über Leitern 
oder Sprossen zu besteigenden Antennenträgern oder 
an Antennen, die sich auf Dächern und Plattformen 
ohne Randsicherung (oder ohne seitliche Abdeckung) 
oder an wegen ihrer schweren Zugänglichkeit ähnlich 
gefährlichen Stellen befinden. 


§ 11 

Zulage für die Beseitigung 
von sonstigen explosiblen Gegenständen 

(1) Beamte und Soldaten, denen als Sprengstoffent- 
schärfern oder -ermittlern die Beseitigung von insbeson¬ 
dere für Attentatszwecke verwendeten Sprengkörpern 
unkonventioneller Bauart oder ähnlichen Gegenständen, 
die den Verdacht rechtfertigen, explosionsgefährliche 
Stoffe zu enthalten, als ständige Aufgabe obliegt, erhalten 
für jeden Tag, an dem sie im unmittelbaren Gefahrenbe¬ 
reich tätig werden, eine Zulage (Einsatzzulage). Tätigkeit 
im unmittelbaren Gefahrenbereich ist das Prüfen, Ent¬ 
schärfen, Transportieren, Zerlegen oder Sprengen. Die 
Einsatzzulage beträgt für Sprengstoffentschärfer 50 Deut¬ 
sche Mark und für Sprengstoffermittler 30 Deutsche Mark. 
Beamte und Soldaten, die an einem Tag als Sprengstoff¬ 
entschärfer und Sprengstoffermittler tätig werden, erhalten 
für diesen Tag die höhere Zulage. 

(2) Besondere Schwierigkeiten bei dem Unschädlich¬ 
machen oder Delaborieren von Sprengkörpern oder ähnli¬ 
chen Gegenständen, die explosionsgefährliche Stoffe ent¬ 
halten, können im Einzelfall mit einer Erhöhung der Zulage 
auf bis zu 500 Deutsche Mark abgegolten werden (Son¬ 
derzulage). Besondere Schwierigkeiten liegen insbeson- 


§ 13 

Höhe der Zulage 

(1) Die Zulage für eine Tätigkeit nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 
beträgt für jeden Tag bei Überwindung eines Höhenunter¬ 
schiedes 


von mehr als 20 Metern 
von mehr als 50 Metern 
von mehr als 100 Metern 
von mehr als 200 Metern 
von mehr als 300 Metern 


3 Deutsche Mark, 
5 Deutsche Mark, 
8 Deutsche Mark, 
13 Deutsche Mark, 
18 Deutsche Mark. 


Diese Sätze erhöhen sich, wenn vom Erdboden bis zum 
Fußpunkt der Leitern oder Sprossen ein Höhenunterschied 
besteht 


von mehr als 50 Metern 
von mehr als 100 Metern 
von mehr als 200 Metern 
von mehr als 300 Metern 


um 1 Deutsche Mark, 
um 2 Deutsche Mark, 
um 3 Deutsche Mark, 
um 4 Deutsche Mark. 


Sie erhöhen sich ferner, wenn die Tätigkeit in den Monaten 
November bis März durchgeführt wird, um jeweils 25 vom 
Hundert. 


(2) Die Zulage für Tätigkeiten nach § 12 Abs. 2 Nr. 2 
beträgt für jeden Tag bei 
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1. Inaugenscheinnahme aus besonderem Anlaß, Prüf¬ 

gängen, Erkundigungen, Einweisungen oder Beauf¬ 
sichtigungen 2 Deutsche Mark, 

2. Instandhalten, Instandsetzen oder Abnehmen 

3 Deutsche Mark, 

3. Errichten oder Abbrechen 4 Deutsche Mark. 

Die Sätze erhöhen sich, wenn die Tätigkeiten in den 
Monaten November bis März durchgeführt werden, um 
jeweils 25 vom Hundert. 

§ 14 

Berechnung der Zulage 

Die Zulagen nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 werden 
nebeneinander gewährt; jede Zulage wird für jeden Tag 
nur einmal, und zwar nach dem höchsten zustehenden 
Satz gewährt. 

§ 15 

Zulage für Tätigkeiten 

an Geräten und Geräteträgern des Wetterdienstes, 
des Vermessungsdienstes sowie an Windmasten 
des lufthygienischen Überwachungsdienstes 

Die §§ 12 bis 14 gelten entsprechend für Tätigkeiten an 
Geräten und Geräteträgern des Wetterdienstes und an 
trigonometrischen Beobachtungseinrichtungen des Ver¬ 
messungsdienstes sowie an Windmasten des lufthygieni¬ 
schen Überwachungsdienstes. 

5. Titel 

Zulage für Klimaerprobung 

§ 16 

Allgemeine Voraussetzungen und Höhe der Zulage 

Beamte und Soldaten, die an einer Klimaerprobung im 
Freien bei extremen Kälte- oder Hitzeeinwirkungen teil¬ 
nehmen, erhalten eine Zulage. Die Zulage beträgt bei 
einem „Wind-Chill-Faktor“ von mindestens 1 400 oder bei 
einem Wet-Bulb-Globe-Temperature-Index von minde¬ 
stens 20 °C 4 Deutsche Mark täglich. Die Zulage erhöht 
sich bei einem „Wind-Chill-Faktor“ von mehr als 1 600 
oder bei einem Wet-Bulb-Globe-Temperature-Index von 
mehr als 30 °C um 1 Deutsche Mark täglich. 

6. Titel 
Zulage 

beim Betrieb von Nebelschallsendern 

§17 

Allgemeine Voraussetzungen, 

Höhe und Berechnung der Zulage 

(1) Beamte, die auf Feuerschiffen der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung des Bundes tätig sind, erhalten für 
die Zeit, in der Luftnebelschallsender auf dem Feuerschiff 
in Betrieb sind, eine Zulage von 0,35 Deutsche Mark je 
Stunde. 

(2) Für die Errechnung der Zulage werden die Betriebs¬ 
zeiten der Luftnebelschallsender während der ununterbro¬ 
chenen Borddienstzeit zusammengerechnet. Dabei wer¬ 


den Zeiten von dreißig Minuten und mehr auf eine volle 
Stunde aufgerundet. Zeiten von weniger als dreißig Minu¬ 
ten bleiben unberücksichtigt. 

7. Titel 

Zulagen für den Umgang mit Leichen 

§ 18 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulagen 

(1) Beamte und Soldaten erhalten eine Zulage, wenn sie 
nicht nur gelegentlich 

1. in Leichenschauhäusern oder in Einrichtungen, die die 

Aufgaben von Leichenschauhäusern zu erfüllen haben, 

Leichen versorgen oder herrschten, 

2. zur Hilfeleistung (Verrichtung zur Vorbereitung der Lei¬ 
chenöffnung und zur Unterstützung der Sekanten) bei 

einer Sektion herangezogen werden. 

Satz 1 gilt nicht für Ärzte. 

(2) Die Höhe der Zulagen ist nach dem Umfang der 
Tätigkeiten nach Absatz 1 zu bemessen. Der Gesamtbe¬ 
trag der Zulagen darf für Tätigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 
im Monat 25 Deutsche Mark und für Tätigkeiten nach 
Absatz 1 Nr. 2 im Monat 30 Deutsche Mark nicht über¬ 
schreiten. 

8. Titel 

Zulage für Tätigkeiten auf Baustellen 

§ 19 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulage 

(1) Beamten kann, wenn sie im Rahmen der Bauleitung 
auf Baustellen unter besonders ungünstigen Umständen 
tätig sind, und zwar nur für Zeiten einer tatsächlichen 
Ausübung dieser Tätigkeit, eine Zulage bis zu 100 Deut¬ 
sche Mark monatlich gewährt werden. 

(2) Die Höhe der Zulage bemißt sich nach Art und 
Umfang der tatsächlich angefallenen Erschwernisse. Sie 
kann insbesondere nach den Arbeitstagen, die unter 
besonders ungünstigen Umständen im Kalendermonat 
anfallen, gestaffelt werden. 

(3) Wird Schutzkleidung gestellt oder eine dafür 
bestimmte Entschädigung gezahlt, so darf die Zulage 
gewährt werden, wenn außer den für die Gestellung der 
Schutzkleidung maßgebenden Umständen weitere Um¬ 
stände vorliegen, die für sich die Gewährung der Zulage 
rechtfertigen. 

9. Titel 

Zulage 

für die Pflege Schwerbrandverletzter 

§ 19a 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulage 

Beamte des mittleren Dienstes im Krankenpflegedienst 
und entsprechende Soldaten, die die Grund- und Behänd- 
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lungspflege bei schwerbrandverletzten Patienten in Ein¬ 
heiten für Schwerbrandverletzte, denen Schwerbrandver¬ 
letzte durch die Zentralstelle für die Vermittlung Schwer¬ 
brandverletzter in der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales der Freien 
und Hansestadt Hamburg vermittelt werden, ausüben, 
erhalten für jede volle Riegestunde 1,92 Deutsche Mark. 


3. Abschnitt 

Zulagen in festen Monatsbeträgen 

1. Titel 
Zulage 

für technische Luftfahrzeugführer 
im Erprobungs- und Güteprüfdienst 

§ 20 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulage 

(1) Beamte und Soldaten als Luftfahrzeugführer im 
Erprobungs- oder Güteprüfdienst, die im Besitz der erfor¬ 
derlichen Flugerlaubnis (Berechtigung) sind, erhalten 

1. als Erprobungsflieger mit abgeschlossener Ausbildung 
als Testpilot, die 

a) Erprobungsflüge mit noch nicht mustergeprüften 
Flugzeug-Neuentwicklungen zum Zwecke der 
Musterprüfung oder vorläufigen Zulassung durch¬ 
führen oder 

b) Flugerprobungsgruppen (Flugerprobungsprogram¬ 
me) verantwortlich leiten und dabei entsprechende 
Erprobungsflüge durchzuführen haben, 

300 Deutsche Mark, 

2. als Luftfahrzeugführer im Erprobungs- oder Güteprüf¬ 

flugdienst mit abgeschlossener Ausbildung als Test¬ 
pilot und nach langjähriger Tätigkeit als Luftfahrzeug¬ 
führer im Erprobungs- oder Güteprüfdienst auf mehre¬ 
ren Luftfahrzeugmustem 200 Deutsche Mark 

monatlich als Zulage, wenn sie in überwiegendem Umfang 
entsprechend verwendet werden. Die abgeschlossene 
Ausbildung als Testpilot erfordert die erfolgreiche Teil¬ 
nahme an einem Lehrgang einer anerkannten Testpiloten¬ 
schule. 

(2) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 
und 2 vor, so ist die höhere Zulage zu zahlen. 

(3) Bei einer Unterbrechung der zulageberechtigenden 
Tätigkeit wird die Zulage nur weitergewährt im Falle 

a) eines Erholungsurlaubs, 

b) einer Erkrankung (einschließlich Heilkuren), 

c) eines Sonderurlaubs unter Fortzahlung der Dienst¬ 
bezüge, 

d) einer Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, 

e) einer Dienstreise, 

in den Fällen nach den Buchstaben b bis d nur bis zum 
Ende des auf den Eintritt der Unterbrechung folgenden 
Monats. 


(4) Die Zulage erhalten auch diejenigen Beamten und 
Soldaten ohne abgeschlossene Ausbildung als Testpilot, 
die nach Absatz 1 Nr. 1 bereits am 31. Dezember 1968 
oder nach Absatz 1 Nr. 2 bereits am 31. Dezember 1971 
entsprechend verwendet worden sind. 

2. Titel 

Zulage für Ausbilder 
bei Einzelkämpferlehrgängen 

§21 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulage 

(1) Soldaten, die überwiegend als Ausbilder bei Einzel¬ 
kämpferlehrgängen verwendet werden und eine entspre¬ 
chende zulageberechtigende Stelle innehaben, erhalten 
für die Dauer ihrer Verwendung (Versetzung, Kommandie¬ 
rung) eine Zulage. Die Zulage beträgt monatlich 120 Deut¬ 
sche Mark. 

(2) Die Zulage wird neben einer Zulage nach Nummer 4 
der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnun¬ 
gen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes oder einer 
Fallschirmspringerzulage von 45 Deutsche Mark nur in 
Höhe von 100 Deutsche Mark gewährt; sie entfällt neben 
einer Fallschirmspringerzulage in Höhe von 150 Deutsche 
Mark. 

(3) § 20 Abs. 3 gilt entsprechend. 

3. Titel 
Zulagen 

für Wechselschichtdienst 
und für Schichtdienst 

§22 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulagen 

(1) Beamte und Soldaten erhalten eine Wechselschicht¬ 
zulage von 200 Deutschen Mark monatlich, wenn sie 
ständig nach einem Schichtplan (Dienstplan) eingesetzt 
sind, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeits¬ 
zeit in Wechselschichten (wechselnde Arbeitsschichten, 
in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, 
sonntags und feiertags gearbeitet wird) vorsieht, und 
sie dabei in je fünf Wochen durchschnittlich mindestens 
40 Dienststunden in der dienstplanmäßigen oder betriebs¬ 
üblichen Nachtschicht leisten. 

(2) Beamte und Soldaten erhalten, wenn sie ständig 
Schichtdienst zu leisten haben (Dienst nach einem 
Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täg¬ 
lichen Arbeitszeit in Zeitabschnitten von längstens einem 
Monat vorsieht), 

a) eine Schichtzulage von 120 Deutschen Mark monat¬ 
lich, wenn sie die Voraussetzungen für eine Wechsel¬ 
schichtzulage nach Absatz 1 nur deshalb nicht erfüllen, 
weil nach dem Schichtplan eine Unterbrechung des 
Dienstes am Wochenende von höchstens 48 Stunden 
vorgesehen ist oder sie durchschnittlich mindestens 
40 Dienststunden in der dienstplanmäßigen oder be- 
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triebsüblichen Nachtschicht nur in je sieben Wochen 
leisten, 

b) eine Schichtzulage von 90 Deutschen Mark monatlich, 
wenn der Schichtdienst innerhalb einer Zeitspanne von 
mindestens 18 Stunden, 

c) eine Schichtzulage von 70 Deutschen Mark monatlich, 
wenn der Schichtdienst innerhalb einer Zeitspanne von 
mindestens 13 Stunden geleistet wird. 

Zeitspanne ist die Zeit zwischen dem Beginn der frühesten 
und dem Ende der spätesten Schicht innerhalb von 
24 Stunden. Die geforderte Stundenzahl muß im Durch¬ 
schnitt an den im Schichtplan vorgesehenen Arbeitstagen 
erreicht werden. Sieht der Schichtplan mehr als fünf 
Arbeitstage wöchentlich vor, können, falls dies günstiger 
ist, der Berechnung des Durchschnitts fünf Arbeitstage 
wöchentlich zugrunde gelegt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Beamte 
und Soldaten nach Nummer 10 der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bundes¬ 
besoldungsgesetzes, wenn die Voraussetzungen für eine 
Wechselschichtzulage oder eine Schichtzulage ohne 
Berücksichtigung von Zeiten des Bereitschaftsdienstes 
erfüllt sind. Sie finden keine Anwendung auf Beamte auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst; abweichend hiervon 
erhalten Beamte im Vorbereitungsdienst für den Kranken¬ 
pflegedienst 75 vom Hundert der entsprechenden Beträge. 
Sie finden ferner keine Anwendung auf Beamte und Solda¬ 
ten, die als Pförtner oder Wächter oder auf Schiffen und 
schwimmenden Geräten tätig sind oder Auslandszuschlag 
(§ 55 des Bundesbesoldungsgesetzes) erhalten. Satz 1 ist 
anzuwenden auch für den Haussicherungsdienst beim 
Bundeskriminalamt. 


von bis Deutsche Mark 


105 114 215, 

115 124 230, 

ab 125 240. 

Die vorstehenden Sätze erhöhen sich für jede Schicht, 
die nach 0.00 Uhr und vor 4.00 Uhr beendet wird, um 
5 Deutsche Mark, 

die nach 24.00 Uhr und vor 4.00 Uhr begonnen wird, um 
10 Deutsche Mark. 

Wenn keine Schichtzulage nach Satz 1 zusteht, erhalten 
sie 

a) eine Schichtzulage von 60 Deutschen Mark monatlich, 
wenn der Schichtdienst innerhalb einer Zeitspanne von 
mindestens 18 Stunden, 

b) eine Schichtzulage von 40 Deutschen Mark monatlich, 
wenn der Schichtdienst innerhalb einer Zeitspanne von 
mindestens 13 Stunden geleistet wird. 

(6) Auf die Zahlung der Zulage sind die allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zu § 42 Abs. 3 des Bundesbesol¬ 
dungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

4. Titel 

Zulagen im Krankenpflegedienst 

§23 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulagen 
für Krankenpflegedienst 


(4) Die Erschwerniszulagen nach Absatz 1 und 2 wer¬ 
den nur zur Hälfte gewährt, wenn für den gleichen Zeit¬ 
raum Anspruch auf eine Stellenzulage nach § 80 a Abs. 1 
des Bundesbesoldungsgesetzes, den Nummern 5 a, 8, 8 a, 
8 b, 9,10,11 und 12 der Vorbemerkungen zu den Bundes¬ 
besoldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungs¬ 
gesetzes oder auf die bei der Deutschen Bundesbank 
gewährte Bankzulage besteht. Abweichend von Satz 1 
erhalten Beamte im Krankenpflegedienst, die für den glei¬ 
chen Zeitraum Anspruch auf eine Zulage nach Nummer 12 
der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnun¬ 
gen A und B haben, die Erschwerniszulage nach Absatz 1 
in Höhe von 150 Deutsche Mark monatlich und nach 
Absatz 2 in voller Höhe. 

(5) Abweichend von Absatz 1 und 2 erhalten Beamte der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
eine Schichtzulage in folgenden Stufen: 

für zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr geleistete Stunden im 
Monat 


(1) Beamte des mittleren Dienstes und entsprechende 

Soldaten im Krankenpflegedienst, die 

1. in psychiatrischen Krankenhäusern, Kliniken, Abteilun¬ 
gen oder Stationen Patienten pflegen, 

2. in neurologischen Kliniken, Abteilungen oder Stationen 
ständig geisteskranke Patienten pflegen, 

3. in psychiatrischen oder neurologischen Kranken¬ 
häusern, Kliniken oder Abteilungen im Elektroencepha- 
logramm-Dienst (EEG-Dienst) oder in der Röntgen¬ 
diagnostik tätig sind und ständig mit geisteskranken 
Patienten umgehen, 

4. zu arbeitstherapeutischen Zwecken ständig mit gei¬ 
steskranken Patienten Zusammenarbeiten oder sie bei 
der Arbeitstherapie beaufsichtigen, 

erhalten eine Zulage von monatlich 30 Deutsche Mark. 

(2) Beamte des mittleren Dienstes und entsprechende 

Soldaten im Krankenpflegedienst, die die Grund- und 

Behandlungspflege zeitlich überwiegend bei 


von 



bis 

Deutsche Mark 

25 

34 

100, 

35 

44 

110, 

45 

54 

125, 2 

55 

64 

140, . 

65 

74 

155, 

75 

84 

170, 

85 

94 

185, 4. 

95 

104 

200, 


ten (z. B. Tuberkulose-Patienten), die wegen der An¬ 
steckungsgefahr in besonderen Infektionsabteilungen 
oder Infektionsstationen untergebracht sind, 


Patienten, 


oder an multipler Sklerose erkrankten 


von Knochenmark, 
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5. an AIDS (Vollbild) erkrankten Patienten, 

6. Patienten, bei denen Chemotherapien durchgeführt 
oder die mit Strahlen oder mit inkorporierten radioakti¬ 
ven Stoffen behandelt werden, 

7. Patienten in Einheiten für Intensivmedizin 

ausüben, erhalten eine Zulage von monatlich 90 Deutsche 
Mark. Die Zulage erhalten auch Beamte und Soldaten, die 
unmittelbare Aufsichtsfunktionen im Krankenpflegedienst 
über die vorstehend genannten ihnen ständig unterstellten 
Beamten und Soldaten wahrnehmen; das gilt auch für 
deren ständige Vertreter. Auf die Zulage wird eine für 
denselben Kalendermonat zustehende Zulage nach § 19a 
angerechnet. 

(3) Beamte des mittleren Dienstes im Krankenpflege¬ 
dienst, die 

1. zeitlich überwiegend Kranke in geschlossenen oder 
halbgeschlossenen (Opendoor-system) psychiatri¬ 
schen Abteilungen oder Stationen oder als Beamte des 
Justizvollzugsdienstes ständig Kranke in psychiatri¬ 
schen Abteilungen oder Stationen pflegen, 

2. ständig in Abteilungen für zwangsasylierte asoziale 
Tuberkulosekranke tätig sind, 

3. als Beamte des Justizvollzugsdienstes die Voraus¬ 
setzungen einer Zulage nach Absatz 2 erfüllen, 

erhalten eine Zulage von monatlich 120 Deutsche Mark. 

(4) Eine Zulage wird jeweils nur einmal gewährt. Sind die 
Voraussetzungen für eine Zulage nach Absatz 1 und 
Absatz 2 erfüllt, so werden beide Zulagen nebeneinander 
gewährt. Eine Zulage nach Nummer 12 der Vorbemerkun¬ 
gen zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes ist mit dem Betrag von 
90 Deutsche Mark anzurechnen. 

(5) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. 


5. Titel 

Zulage für Polizeivollzugsbeamte 
für besondere polizeiliche Einsätze 

§ 23a 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulage 

(1) Polizeivollzugsbeamte, die in einem Verband des 
Bundesgrenzschutzes oder in einem Polizeiverband der 
Länder für besondere polizeiliche Einsätze oder regel¬ 
mäßig als Verdeckte Ermittler verwendet werden, erhalten 
eine Zulage in Höhe von 200 Deutsche Mark monatlich. 

(2) Die Zulage wird nicht neben einer Stellenzulage nach 
den Vorbemerkungen Nummern 6 und 8 zu den Bundes¬ 
besoldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungs¬ 
gesetzes gewährt. Neben einer Stellenzulage nach der 
Vorbemerkung Nummer 7 zu den Bundesbesoldungsord¬ 
nungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes wird die 
Zulage nur gewährt, soweit sie unter Hinzurechnung der 
Stellenzulage nach der Vorbemerkung Nummer 9 den 
Betrag der Stellenzulage nach der Vorbemerkung Num¬ 
mer 7 zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes übersteigt. 

(3) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. 


6. Titel 
Zulagen 

im Marinebereich der Bundeswehr 

§ 23b 

(weggefallen) 

7. Titel 

Zulage 

für Beseitigung von Kampfstoffmunition 
aus den Weltkriegen 

§ 23c 

Allgemeine Voraussetzungen 
und Höhe der Zulage 

Beamte und Soldaten erhalten, wenn sie als Räumgrup¬ 
penleiter bei besonderen Entgiftungsarbeiten eingesetzt 
werden, eine Zulage. Die Zulage beträgt monatlich 914,40 
Deutsche Mark, wenn die Beamten oder Soldaten einhun¬ 
dertzwanzig oder mehr Stunden im Kalendermonat im 
unmittelbaren Gefahrenbereich tätig sind. Die Zulage ver¬ 
ringert sich für jede Stunde, die an einhundertzwanzig 
Stunden fehlt, um Viao. 

8. Titel 

§ 23d 

Zulage im Seuchenbetrieb 
der Bundesforschungsanstalt 
für Viruskrankheiten der Tiere 

(1) Beamte der Bundesforschungsanstalt für Viruskrank¬ 
heiten der Tiere, die ständig im Seuchenbetrieb tätig sind, 
erhalten eine Zulage von monatlich 100 Deutsche Mark. 

(2) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. 

9. Titel 

§ 23e 

Zulage für Tätigkeit 

in der unterirdischen Anlage Marienthal 

(1) Beamte der Besoldungsgruppen AI bis A 12, die in 
der unterirdischen Anlage Marienthal ständig tätig sind, 
erhalten eine Zulage von monatlich 60 Deutsche Mark. 

(2) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. 

4. Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 24 

Fortgeltung von einzelnen Zulagenregelungen 

(1) Folgende Zulagen, die bisher als Erschwerniszula¬ 
gen (§19 Abs. 1 der Erschwerniszulagenverordnung vom 
19. Dezember 1973 - BGBl. I S. 1947) gewährt wurden 
und die nicht in den vorstehenden Vorschriften geregelt 
sind, können bis zu einer anderweitigen Regelung unter 
Beachtung des § 2 weitergewährt werden; die Regelungen 
dürfen nicht zugunsten der Zulagenempfänger geändert 
werden: 
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1. Zulage für besondere Erprobungs- und Versuchs¬ 
arbeiten im Bereich des Bundesministers der Ver¬ 
teidigung (Erlaß des Bundesministers der Verteidi¬ 
gung in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
12. Dezember 1975 - Verschlußsache -), 

2. Zulage für besondere Erschwernisse bei der Land¬ 
zustellung der Deutschen Bundespost (Amtsblatt des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 
1975 S. 952), 

3. Zulagen für tierärztlichen Dienst in den Ländern, 

4. Zulagen für besonders gefährliche oder gesundheits¬ 
schädliche Arbeiten im Bereich des Bundeskanzler¬ 
amtes (Regelung vom 8. August 1967 - Verschlußsa¬ 
che -), in den Ländern Bayern (Bekanntmachung des 
Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen vom 
7. November 1975 - Staatsanzeiger Nr. 46 S. 3), Ber¬ 
lin (Dienstblatt des Senats von Berlin Teil I 1971 

S. 173) und Hamburg (Mitteilungen für die Verwaltung 
1962 S. 146), 

5. (weggefallen) 

6. Zulage für die in der Virusabteilung des Landesveteri¬ 
näruntersuchungsamtes Rheinland-Pfalz tätigen Be¬ 
diensteten (Ministerialblatt der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz 1975 Spalte 489), 

7. Zulage für den leitenden Arzt des Krankenhauses der 
Justizvollzugsanstalt Kassel (Gesetz über die Fest¬ 
stellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für 
die Haushaltsjahre 1973 und 1974 vom 18. Dezember 
1972 - Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen Teil I S. 427), 

8. Zulage für gemeindliche Vollzugsbeamte im Lande 
Rheinland-Pfalz (Ministerialblatt der Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz 1975 Spalte 1068), 

9. Zulage für beamtete Kammermusiker der Stadt Köln 
(Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
1975 S. 886), 

10. Zulage für beamtete Wissenschaftler der Kernfor¬ 
schungsanlage der Universität Mainz (Amtsblatt des 
Kultusministeriums von Rheinland-Pfalz 1975 S. 217), 

11. Sprachenzulagen im Bereich des Bundeskanzler¬ 
amtes (Regelung vom 4. April 1966 - Verschluß¬ 
sache -), des Auswärtigen Amtes (Mitteilungsblatt des 
Auswärtigen Amtes vom 24. Februar 1976 S. 15), des 
Bundesministers der Verteidigung (Ministerialblatt des 
Bundesministers der Verteidigung 1965 S. 98), des 
Bundesministers für Wirtschaft und anderer Bundes¬ 
ressorts (Gemeinsames Ministerialblatt 1976 S. 47), 

12. Zulage für Berufsoffiziere des Sanitätsdienstes und 
Medizinalbeamte der Bundeswehr, für Sanitätsoffi¬ 
ziere des Bundesgrenzschutzes, für Medizinalbeamte 
im Bundesnachrichtendienst, für Ärzte bei der Bun¬ 
desknappschaft, für die übrigen hauptamtlichen 
Anstaltsärzte bei den hessischen Justizvollzugs¬ 
anstalten und für Gewerbeärzte mit folgenden Maß¬ 
gaben: 

a) die Zulage wird nicht gewährt 

an Angehörige der Bundesbesoldungsordnung B 
oder nach entsprechendem Landesrecht, 
an Tierärzte und Apotheker im Bundesdienst, 
neben einer Stellenzulage nach Nummer 7 der 
Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsord¬ 


nungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes 
oder nach entsprechendem Landesrecht, 
neben einer Stellenzulage nach Nummer 8 der 
Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsord¬ 
nungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes, 
bei jährlichen Nebeneinnahmen von über 10 000 
Deutsche Mark aus einer Nebentätigkeit in Dienst¬ 
räumen; 

b) (gegenstandslose Übergangsvorschrift) 

c) (gegenstandslose Übergangsvorschrift) 

d) die Zulage beträgt ab dem dritten Jahr nach Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung: 

in den Besoldungsgruppen A 13/14 
monatlich 200 Deutsche Mark, 

in der Besoldungsgruppe A 15 

monatlich 100 Deutsche Mark, 

in der Besoldungsgruppe A 16 

monatlich 50 Deutsche Mark. 

Durch diese Maßgaben dürfen der bisherige Empfän¬ 
gerkreis der Zulagen nicht erweitert und deren Höhe 
nicht überschritten werden. Die Zulage wird neben 
einer Stellenzulage nach Nummer 9 der Vorbemer¬ 
kungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B 
des Bundesbesoldungsgesetzes nur gewährt, soweit 
sie diese übersteigt. 

13. (gegenstandslose Übergangsvorschrift) 

14. Zulage für Arbeiten in Preßluft (Druckluft) - Druck¬ 
kammerzulage - in der Freien und Hansestadt Ham¬ 
burg (Mitteilungen für die Verwaltung 1976 S. 79). 

(2) Die Vorschriften des § 17 Abs. 1 bis 3 der in Absatz 1 
genannten Verordnung gelten bis auf weiteres fort. 

§25 

Wegfall von Zulagen, Ausgleichszulagen 

(1) Zulagen, die bisher nach § 19 der Erschwernis¬ 
zulagenverordnung 1973 als Erschwerniszulagen weiter¬ 
gewährt werden konnten, deren Weitergewährung in die¬ 
ser Verordnung jedoch nicht zugelassen ist, entfallen mit 
dem Inkrafttreten der Verordnung. 

(2) Empfänger von Dienstbezügen, deren bisher in 
festen Monatsbeträgen gewährte Zulage nach Absatz 1 
wegfällt, erhalten für die Dauer des Fortbestehens der 
Anspruchsvoraussetzungen eine Ausgleichszulage in 
Höhe der weggefallenen Zulage. Die Ausgleichszulage 
verringert sich um jeweils die Hälfte des Betrages, um den 
sich die Dienstbezüge (ohne Erschwerniszulagen und Ver¬ 
gütungen) auf Grund einer allgemeinen Besoldungsver¬ 
besserung erhöhen. Sie verringert sich ferner um jede 
sonstige Erhöhung der Dienstbezüge (ohne Erschwernis¬ 
zulagen und Vergütungen). Beim Zusammentreffen mit 
anderen Ausgleichszulagen werden die Ausgleichszula¬ 
gen anteilig verringert, höchstens insgesamt um den in 
Satz 2 genannten Betrag, soweit durch Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist. Die Sätze 1 bis 4 gelten sinngemäß 
für die Empfänger von Anwärterbezügen. 

(3) Empfänger von Dienstbezügen, deren Zulage nach 
§ 24 Abs. 1 Nr. 12 Buchstabe a wegfällt, erhalten die Aus¬ 
gleichszulage mit der Maßgabe, daß diese nicht höher sein 
darf als die jeweilige Zulage, die dem Empfänger der 
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Ausgleichszulage bei Anwendung der Buchstaben b bis d 
dieser Vorschrift zustehen würde. Bei der Bemessung der 
Ausgleichszulage sind Angehörige der Besoldungsord¬ 
nung B wie Angehörige der Besoldungsgruppe A16 zu 
behandeln. 

§ 26 

Berlin-Klausel 

(gegenstandslos) 


§ 27 

Inkrafttreten 

(1) (Inkrafttreten; außer Kraft getretene Vorschriften) 

(2) (Inkrafttreten; außer Kraft getretene Vorschriften) 

(3) Die Verordnung zur vorläufigen Regelung von Er¬ 
schwerniszulagen in besonderen Fällen vom 22. März 
1974 (BGBl. I S. 774) bleibt von dieser Verordnung un¬ 
berührt. 


Bekanntmachung 
der Neufassung der Verordnung 
über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte 

Vom 13. März 1992 


Auf Grund des Artikels 10 § 4 des Bundesbesoldungs¬ 
und -versorgurigsanpassungsgesetzes 1991 vom 21. Fe¬ 
bruar 1992 (BGBl. I S. 266) wird nachstehend der Wortlaut 
der Verordnung über die Gewährung von Mehr¬ 
arbeitsvergütung für Beamte in der seit 1. Januar 1992 
geltenden Fassung bekanntgemacht. Die Neufassung 
berücksichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung der Verordnung 
vom 1. Juli 1977 (BGBl. I S. 1107), 

2. die am 1. August 1978 in Kraft getretene Verordnung 
vom 25. Juli 1978 (BGBl. I S. 1113), 

3. die am 1. August 1979 in Kraft getretene Verordnung 
vom 25. Juli 1979 (BGBl. I S. 1215), 

4. die am 1. August 1980 in Kraft getretene Verordnung 
vom 31. Juli 1980 (BGBl. I S. 1151), 

5. die mit Wirkung vom 1. Januar 1985 in Kraft getretene 
Verordnung vom 28. Januar 1985 (BGBl. I S. 192), 

6. die mit Wirkung vom 1. Januar 1986 in Kraft getretene 
Verordnung vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 575), 

7. den mit Wirkung vom 1. Januar 1987 in Kraft getrete¬ 
nen Artikel 1 § 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 6. August 

1987 (BGBl. I S. 2062), 

8. den mit Wirkung vom 1. März 1988 in Kraft getretenen 
Artikel 1 § 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 

1988 (BGBl. I S. 2363), 


9. den am 1. Januar 1991 in Kraft getretenen §8 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2834), 

10. den mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 in Kraft getrete¬ 
nen Artikel 2 § 2 Nr. 4 Buchstabe a, den mit Wirkung 
vom 1. Januar 1991 in Kraft getretenen Artikel 2 § 2 
Nr. 4 Buchstabe b und den mit Wirkung vom 1. März 
1991 in Kraft getretenen Artikel 1 §3 des eingangs 
genannten Gesetzes. 

Die Rechtsvorschriften wurden erlassen auf Grund 

zu 2. des § 48 des Bundesbesoldungsgesetzes in 

der Fassung des Artikels I des Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neu¬ 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern vom 23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173), 

zu 3. des § 48 des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173, 1175), 

zu 4. des § 48 Abs. 1 des Bundesbesoldungs¬ 
gesetzes in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 9. Oktober 1979 (BGBl. I 
S. 1673), 

zu 5. und 6. des § 48 Abs. 1 des Bundesbesoldungs¬ 
gesetzes in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 13. November 1980 (BGBl. I 
S. 2081). 


Bonn, den 13. März 1992 


Der Bundesminister des Innern 
Seiters 
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Verordnung 

über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte 

(MVergV) 


§1 

Vergütungen für Mehrarbeit dürfen nur nach Maßgabe 
dieser Verordnung gezahlt werden. 

§2 

(1) Beamten mit Dienstbezügen in Besoldungsgruppen 
mit aufsteigenden Gehältern kann in folgenden Bereichen 
für Mehrarbeit eine Vergütung gewährt werden: 

1. Im Arzt- und Pflegedienst der Krankenhäuser, Kliniken 
und Sanatorien; 

2. im Betriebsdienst der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost; 

3. im Abfertigungsdienst der Zollverwaltung; 

4. im polizeilichen Vollzugsdienst; 

5. im Einsatzdienst der Berufsfeuerwehr; 

6. im Schuldienst als Lehrer. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch in anderen Berei¬ 
chen, soweit Mehrarbeit geleistet wird im Rahmen eines 

1. Dienstes in Bereitschaft; 

2. Schichtdienstes; 

3. allgemein geltenden besonderen Dienstplanes, wenn 
ihn die Eigenart des Dienstes erfordert; 

4. Dienstes, der ausschließlich aus gleichartigen, im 
wesentlichen die gleiche Arbeitszeit erfordernden 
Arbeitsvorgängen besteht, für die der Dienstherr Richt¬ 
werte eingeführt hat; 

5. Dienstes zur Herbeiführung eines im öffentlichen Inter¬ 
esse liegenden unaufschiebbaren und termingebunde¬ 
nen Ergebnisses. 

(3) Eine Mehrarbeitsvergütung wird nicht gewährt neben 

1. (weggefallen) 

2. einem Auslandszuschlag (§ 52 Abs. 1, § 55 des 
Bundesbesoldungsgesetzes), 

3. einer Zulage nach Nummer 7 der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bun¬ 
desbesoldungsgesetzes oder nach entsprechendem 
Landesrecht, 

4. einer Zulage nach Nummer 8 der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bun¬ 
desbesoldungsgesetzes, 

4a. einer Zulage nach Nummer 8b der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes, 

5. einer Zulage nach Nummer 11 der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B des 


Bundesbesoldungsgesetzes oder Zulagen nach Vor¬ 
schriften, die gemäß Artikel IX § 22 des Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern in Kraft 
geblieben sind, 

6. einer bei der Deutschen Bundesbank gezahlten Bank¬ 
zulage. 

Beamte des Observations- und Ermittlungsdienstes, die 
überwiegend im Außendienst eingesetzt sind, erhalten 
eine Mehrarbeitsvergütung neben der in Nummer 3 oder 4 
genannten Zulage. Im übrigen erhalten Beamte der Besol¬ 
dungsgruppen AI bis A8 neben den in Nummer 3, 4 oder 
4 a genannten Zulagen eine Mehrarbeitsvergütung in Höhe 
des die Zulage übersteigenden Betrages. Die Sätze 1 und 3 
finden keine Anwendung bei Mehrarbeit, die außerhalb 
des Beitrittsgebiets im Zusammenhang mit der Vereini¬ 
gung der beiden deutschen Staaten im Rahmen des § 44 
Satz 4 Beamtenrechtsrahmengesetz oder des § 72 Abs. 2 
Satz 4 Bundesbeamtengesetz geleistet wird, wenn sie 
40 Stunden im Monat übersteigt; dies gilt nicht in Fällen 
des Satzes 1 Nr. 3. 


§3 

Die Vergütung wird nur gewährt, wenn die Mehrarbeit 
von einem Beamten geleistet wurde, der der Arbeitszeit¬ 
regelung für Beamte unterliegt, und sie 

1. schriftlich angeordnet oder genehmigt wurde, 

2. die sich aus der regelmäßigen Arbeitszeit ergebende 
jeweilige monatliche Arbeitszeit oder, soweit der 
Beamte nur während eines Teils eines Kalendermonats 
Dienst leistet, die anteilige monatliche Arbeitszeit um 
mehr als fünf Stunden im Kalendermonat übersteigt 
und 

3. aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht durch 
Dienstbefreiung innerhalb von drei Monaten ausge¬ 
glichen werden kann. 

(2) Die Vergütung wird höchstens bis zu 40 Mehrarbeits¬ 
stunden im Kalendermonat gewährt, es sei denn, daß auf 
Grund des § 72 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbeamtengeset¬ 
zes oder entsprechender landesrechtlicher Vorschriften 
eine Ausnahme zugelassen wird. 

(3) Besteht keine feste tägliche Arbeitszeit, so daß eine 
Mehrarbeit nicht für den einzelnen Arbeitstag, sondern nur 
auf Grund der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für 
eine volle Woche ermittelt werden kann, so ist Mehrarbeit 
innerhalb einer Kalenderwoche, wenn diese zum Teil auf 
den laufenden, zum Teil auf den folgenden Kalendermonat 
fällt, diesem zuzurechnen. 
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§4 

(1) Die Vergütung beträgt je Stunde bei Beamten in den 
Besoldungsgruppen 

A IbisA 4 13,75 Deutsche Mark, 

A 5 bis A 8 15,65 Deutsche Mark, 

A 9 bis A12 20,20 Deutsche Mark, 

A13 bis A16 26,70 Deutsche Mark. 

(2) Diese Beträge gelten auch für Beamte vergleichbarer 
Besoldungsgruppen, die einer Besoldungsordnung H, AH, 
HS oder der Bundesbesoldungsordnung C angehören. 

(3) Bei Mehrarbeit im Schuldienst beträgt die Vergütung 
abweichend von Absatz 1 je Unterrichtsstunde für Inhaber 
von Lehrämtern 

1. des gehobenen Dienstes, soweit sie nicht unter die 
Nummern 2 und 3 fallen 22,30 Deutsche Mark, 

2. des gehobenen Dienstes, deren Eingangsämter minde¬ 
stens der Besoldungsgruppe A 12 zugeordnet sind, und 
des höheren Dienstes an Grund- und Hauptschulen 

27,70 Deutsche Mark, 

3. des gehobenen Dienstes, deren Eingangsämter der 
Besoldungsgruppe A13 zugeordnet sind, und des 
höheren Dienstes an Sonderschulen und Realschulen 

32,90 Deutsche Mark, 

4. des höheren Dienstes an Gymnasien und an berufsbil¬ 
denden Schulen 38,40 Deutsche Mark, 

5. des höheren Dienstes an Fachhochschulen 

38,40 Deutsche Mark. 

Das gleiche gilt für Lehrer an Fachschulen des Bundes mit 
der Maßgabe, daß an Stelle des jeweiligen Lehramtes die 
entsprechende für den staatlichen Schuldienst erworbene 
Lehrbefähigung tritt. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 3 enthaltenen Vergü¬ 
tungssätze gelten nur für Mehrarbeit, die nach dem Inkraft¬ 
treten dieser Sätze geleistet wird. 


§5 

(1) Als Mehrarbeitsstunde im Sinne der §§ 3, 4 Abs. 1 
und 2 gilt die volle Zeitstunde. Hiervon abweichend wird 
eine Stunde Dienst in Bereitschaft nur entsprechend dem 
Umfang der erfahrungsgemäß bei der betreffenden Tätig¬ 
keit durchschnittlich anfallenden Inanspruchnahme be¬ 
rücksichtigt; dabei ist schon die Ableistung eines Dienstes 
in Bereitschaft als solche in jeweils angemessenem 
Umfang anzurechnen. 

(2) Bei Mehrarbeit im Schuldienst gelten bei Anwendung 

1. des § 3 Abs. 1 Nr. 2 drei Unterrichtsstunden als fünf 
Stunden, 

2. des § 3 Abs. 2 24 Unterrichtsstunden als 40 Mehr¬ 
arbeitsstunden. 

(3) Ergibt sich bei der monatlichen Mehrarbeitsstunden¬ 
berechnung ein Bruchteil einer Stunde, so werden 30 
Minuten und mehr auf eine volle Stunde aufgerundet, 
weniger als 30 Minuten bleiben unberücksichtigt. 

§6 

Ist einem Beamten nach dieser Verordnung eine Mehr¬ 
arbeitsvergütung zu gewähren und ist diese niedriger als 
die Vergütung, die sich unter Beachtung der §§ 3, 5 auf 
Grund einer bis zum 21. März 1971 erlassenen Regelung 
ergeben würde, so kann die so ermittelte höhere Vergü¬ 
tung gewährt werden. Eine nach diesem Tag vorgenom¬ 
mene Änderung der Regelung bleibt außer Betracht. 

§7 

(gegenstandslos) 

§8 

(Inkrafttreten) 
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Verordnung 

über die Farbe und Lichtstärke der Bordlichter 
sowie die Zulassung von Signalleuchten in der Binnenschiffahrt auf Rhein und Mosel 

Vom 16. März 1992 


Auf Grund des § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 5 
Satz 3 und Abs. 6 des Binnenschiffahrtsaufgabengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. August 1986 
(BGBl. I S. 1270) verordnet der Bundesminister für Ver¬ 
kehr im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Die von der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
beschlossenen „Vorschriften über die Farbe und Licht¬ 
stärke der Bordlichter sowie die Zulassung von Signal¬ 
leuchten in der Rheinschiffahrt“ (Anlage)*) werden auf der 
Bundeswasserstraße Rhein in Kraft gesetzt. Sie finden im 
Geltungsbereich der Verordnung zur Einführung der 
Moselschiffahrtspolizeiverordnung vom 16. März 1984 
(BGBl. I S. 473), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Ver¬ 
ordnung vom 13. September 1988 (BGBl. I S. 1745), ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§2 

Zuständige Behörde 

Für die Durchführung der Typ- und Kontrollprüfung, 
Kennzeichnung sowie Erteilung des Zulassungszeugnis¬ 
ses nach Abschnitt 4 der Anlage ist das Bundesamt für 
Seeschiffahrt und Hydrographie in Hamburg zuständig. 

§3 

Ausnahmen 

(1) Die auf Grund der Verordnung über die Farbe und 
Lichtstärke der Bordlichter sowie die Zulassung von 
Signalleuchten in der Rheinschiffahrt und im Geltungs¬ 
bereich der Binnenschiffahrtsstraßen-Ordnung vom 
14. September 1972 (BGBl. I S. 1775), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 2. September 1976 (BGBl. I 
S. 2637), sowie der Verordnung über die Farbe und Licht¬ 
stärke der Bordlichter sowie die Zulassung von Signal¬ 
leuchten in der Moselschiffahrt vom 8. Februar 1973 
(BGBl. I S. 84), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3583), zugelassenen 
Signalleuchten gelten weiterhin als zugelassen. 

(2) Die Signalleuchten von Fahrzeugen aus anderen 
Staaten als den Rheinuferstaaten, aus Belgien oder aus 
Luxemburg sowie von Seeschiffen müssen die in Ab¬ 
schnitt 4 der Anlage vorgeschriebene Kennzeichnung erst 
ab 1. Januar 1996 führen. 


§4 

Zulassungszeugnis 

(1) Das Zulassungszeugnis kann dem Hersteller der 
Signalleuchten oder dem von ihm Bevollmächtigten, der 
seine Berechtigung zum alleinigen Vertrieb der Signal¬ 
leuchten im Anwendungsbereich dieser Verordnung nach¬ 
zuweisen hat, erteilt werden. Der Bevollmächtigte des 
Herstellers muß in einem Staat ansässig sein, in dem der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft gilt. 

(2) Ist der Hersteller oder sein Bevollmächtigter im 
Anwendungsbereich dieser Verordnung nicht ansässig, so 
hat er einen Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen, der 
dort ansässig ist. 

§5 

Änderung anderer Vorschriften 

Die Verordnung über die Farbe und Lichtstärke der 
Bordlichter sowie die Zulassung von Signalleuchten in der 
Rheinschiffahrt und im Geltungsbereich der Binnenschiff- 
fahrtsstraßen-Ordnung vom 14. September 1972 (BGBl. I 
S. 1775), zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. Sep¬ 
tember 1976 (BGBl. I S. 2637), wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Wörter „in der Rhein¬ 
schiffahrt und“ gestrichen. 

2. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „auf der 
Bundeswasserstraße Rhein und“ sowie in § 1 Abs. 2 
die Wörter „im Geltungsbereich der Binnenschiffahrts- 
straßen-Ordnung“ gestrichen. 

3. In § 3 Abs. 2 werden nach dem Wort „Signalleuchten“ 
das Komma, die Wörter „die im Geltungsbereich der 
Binnenschiffahrtsstraßen-Ordnung verwendet werden 
soll“ sowie das Komma nach dem Wort „sollen“ ge¬ 
strichen. 

§6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1992 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die 
Verordnung über die Farbe und Lichtstärke der Bordlichter 
sowie die Zulassung von Signalleuchten in der Mosel¬ 
schiffahrt vom 8. Februar 1973 (BGBl. I S. 84), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 14. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3583), außer Kraft. 


Bonn, den 16. März 1992 

Der Bundesminister für Verkehr 
Günther Krause 


*) Die Anlage wird als Anlageband zu dieser Ausgabe des Bundesgesetz¬ 
blattes ausgegeben. Abonnenten des Bundesgesetzblattes Teil I wird 
der Anlageband auf Anforderung gemäß den Bezugsbedingungen des 
Verlags übersandt. 
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Verordnung 

über die Stützungsregelung für die Erzeuger 
von Sojabohnen, Raps- und Rübsensamen und Sonnenblumenkernen 
(Ölsaatenstützungsverordnung) 

Vom 18. März 1992 


Auf Grund des § 6 Abs. 1 Nr. 7 und des § 15, jeweils in 
Verbindung mit § 6 Abs. 4, sowie des § 16 des Gesetzes 
zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1986 
(BGBl. I S. 1397) verordnet der Bundesminister für Ernäh¬ 
rung, Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
den Bundesministern der Finanzen und für Wirtschaft: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für die Durch¬ 
führung der Rechtsakte des Rates und der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zur Einführung einer 
Stützungsregelung für die Erzeuger von Sojabohnen, 
Raps- und Rübsensamen und Sonnenblumenkernen (Öl¬ 
saaten) hinsichtlich der Gewährung einer Direktzahlung an 
die Erzeuger. 

§2 

Zuständigkeit 

Zuständig für die Durchführung dieser Verordnung und 
der in § 1 genannten Rechtsakte sind die nach Landes¬ 
recht zuständigen Stellen. 

§3 

Klimatisch und ackerbaulich geeignete Regionen 

Das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ist für die 
Ernte 1992 mit Ausnahme der in der Anlage für die betref¬ 
fende Ölsaat festgelegten Regionen für den stützungsfähi¬ 
gen Anbau der in § 1 genannten Ölsaaten geeignet. 

§4 

Feldstück 

Die Mindestfläche eines Feldstückes beträgt 0,30 Hektar. 

§5 

Antrag auf Direktzahlung, Ernteerklärung, 
detaillierter Anbauplan 

(1) Bei der nach Landesrecht zuständigen Stelle müs¬ 
sen eingegangen sein: 

1. der Antrag auf Direktzahlung bis zum 30. Mai 1992, 

2. die Ernteerklärung 

a) bei Raps- und Rübsensamen bis zum 30. Septem¬ 
ber 1992, 

b) bei Sojabohnen und Sonnenblumenkernen bis zum 
30. November 1992. 


(2) Die nach Landesrecht zuständige Stelle hat für den 
Antrag auf Direktzahlung und die Ernteerklärung Muster 
bekanntzugeben oder Vordrucke bereitzuhalten. Bekannt¬ 
gegebene Muster oder bereitgehaltene Vordrucke sind zu 
verwenden. 

(3) Der detaillierte Anbauplan für den Betrieb umfaßt die 
gesamte Ackerfläche des Betriebes, aufgegliedert nach 
den für den Ölsaatenanbau und für andere Feldfrüchte im 
Hauptfruchtanbau für die jeweilige Ernte vorgesehenen 
Flächen. 

(4) Flächen sind in Hektar mit zwei Stellen nach dem 
Komma anzugeben. 

§6 

Ausnahmeregelung 

(1) Bei Anträgen für Ölsaaten, die vor dem 15. März 
1992 für die Ernte 1992 ausgesät worden sind, finden 
Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe a, Artikel 3 Abs. 1 Ziffern i 
bis iii und Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 615/92 der 
Kommission vom 10. März 1992 mit Durchführungs¬ 
bestimmungen zur Stützungsregelung für die Erzeuger 
von Sojabohnen, Raps- und Rübsensamen und Sonnen¬ 
blumenkernen (ABI. EG Nr. L 67 S. 11) keine Anwendung. 

(2) Bei Anträgen für Raps- oder Rübsensamen, die ab 
dem 15. März 1992 für die Ernte 1992 ausgesät werden, 
ist der Direktzahlungsanspruch auf die Erzeuger be¬ 
schränkt, die Saatgut nach Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a, c 
und d der in Absatz 1 genannten Verordnung ausgesät 
haben. 

§7 

Aufbewahrungs-, Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

(1) Wer eine Direktzahlung beantragt hat, hat die bei ihm 
verbleibenden Antrags- und Bewilligungsunterlagen sowie 
alle für die Gewährung der Direktzahlung erheblichen son¬ 
stigen geschäftlichen Schriftstücke, Belege und Unter¬ 
lagen bis zum Ablauf des vierten Jahres, das auf das 
Kalenderjahr der Bewilligung der Direktzahlung folgt, auf¬ 
zubewahren, soweit nicht längere Aufbewahrungsfristen 
nach anderen Vorschriften bestehen. 

(2) Wer eine Direktzahlung beantragt hat, hat den nach 
Landesrecht zuständigen Stellen zum Zwecke der Über¬ 
wachung das Betreten seiner Geschäfts-, Betriebs- und 
Lagerräume sowie das Betreten und Besichtigen der von 
ihm landwirtschaftlich genutzten Flächen während der 
Geschäfts- und Betriebszeiten zu gestatten, auf Verlangen 
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die in Betracht kommenden Unterlagen nach Absatz 1 zur 
Einsicht vorzulegen, Auskunft zu erteilen und die erforder¬ 
liche Unterstützung zu gewähren. Bei automatischer Buch¬ 
führung ist der in Satz 1 genannte Auskunftspflichtige ver¬ 
pflichtet, auf seine Kosten Listen mit den erforderlichen 
Angaben auszudrucken, soweit die nach Landesrecht zu¬ 
ständigen Stellen dies verlangen. 

(3) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 
gelten im Falle des vollständigen oder teilweisen Über¬ 
gangs des Betriebs oder der Anbauflächen auch für den 


Rechtsnachfolger, soweit diese Verpflichtungen von dem 
Rechtsvorgänger nicht mehr erfüllt werden können. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Sie tritt am 27. September 1992 außer Kraft, sofern 
nicht mit Zustimmung des Bundesrates etwas anderes 
verordnet wird. 


Bonn, den 18. März 1992 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
I. Kiechle 


Anlage 

(zu § 3) 


Klimatisch und ackerbaulich für die betreffende Ölsaat 
für die Ernte 1992 nicht geeignete Regionen 


Ölsaat Regionen 

Sojabohnen Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Flamburg 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Sachsen 

Schleswig-Holstein 
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Zwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Kosmetik-Verordnung*) 

Vom 18. März 1992 


Auf Grund des § 26 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 32 
Abs. 1 Nr. 2, 4, 5, 8 und 9 Buchstabe a des Lebensmittel¬ 
und Bedarfsgegenständegesetzes vom 15. August 1974 
(BGBl. I S. 1945, 1946), jeweils in Verbindung mit Artikel 
56 Abs. 1 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 
18. März 1975 (BGBl. I S. 705) und dem Organisationser- 
Ia8 vom 23. Januar 1991 (BGBl. I S. 530), verordnet der 
Bundesminister für Gesundheit im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft: 

Artikel 1 

Die Kosmetik-Verordnung in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 19. Juni 1985 (BGBl. I S. 1082), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 25. März 1991 
(BGBl. I S. 802), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3b Abs. 5 wird das Datum „31. März 1992“ durch 
das Datum „31. Dezember 1992“ ersetzt. 


2. In Anlage 2 Teil C wird in Nummer 2 in Spalte g das 
Datum „31. 3. 1992“ durch das Datum „31. 12. 1992“ 
ersetzt. 

3. In Anlage 3 Teil B wird in den Nummern 8, 18 und 20 
bis 22 jeweils in Spalte h das Datum „31.3. 1992“ 
durch das Datum „31.12.1992“ ersetzt. 

4. In Anlage 6 Teil A wird in Nummer 45 in Spalte d der 
erste Satz aufgehoben. 

5. In Anlage 6 Teil B wird in den Nummern 2, 15, 16, 20, 
21, 26 und 27 jeweils in Spalte f das Datum 
„31. 3. 1992“ durch das Datum „31.12. 1992“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 

Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 

Bonn, den 18. März 1992 

Der Bundesminister für Gesundheit 
Gerda Hasselfeldt 


*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Vierzehnten Richtlinie der 
Kommission zur Anpassung der Anhänge II bis VI! der Richtlinie 76/768/ 
EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
kosmetische Mittel an den technischen Fortschritt, dem der Ausschuß 
nach Artikel 10 der Richtlinie 76/768/EWG in seiner Sitzung am 
17. Dezember 1991 zugestimmt hat (bislang nicht veröffentlicht). 
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Vierte Verordnung 

über die Anpassung und Erhöhung von Unterhaltsrenten für Minderjährige 

Vom 19. März 1992 


Auf Grund des § 1612a Abs. 2 und des § 1615f Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, die durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2029) und durch 
Artikel 1 Nr. 16 des Gesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I 
S. 1243) eingefügt worden sind, verordnet die Bundes¬ 
regierung: 

Artikel 1 

Anpassungsverordnung 1992 
(AnpV 1992) 

§ 1 

Unterhaltsrenten für Minderjährige können nach Maß¬ 
gabe des § 1612a des Bürgerlichen Gesetzbuchs für 
Zeiträume nach dem 30. Juni 1992 um 16 vom Hundert 
erhöht werden. 

§2 

Diese Verordnung gilt nicht in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet. 

Artikel 2 

Änderung 

der Regelunterhalt-Verordnung 

In § 1 der Regelunterhalt-Verordnung vom 27. Juni 1970 
(BGBl. IS. 1010), die zuletzt durch Artikel 60 des Gesetzes 


vom 18. Dezember 1989 (BGBl. IS. 2261) geändert worden 
ist, wird Buchstabe h jeweils durch die neuen Buchstaben h 
und i ersetzt: 

1. in Nummer 1 durch: 

,,h) für die Zeit vom 1. Januar 1989 bis zum 30. Juni 
1992 monatlich 251 Deutsche Mark; 

i) ab 1. Juli 1992 monatlich 291 Deutsche Mark;“, 

2. in Nummer 2 durch: 

,,h) für die Zeit vom 1. Januar 1989 bis zum 30. Juni 
1992 monatlich 304 Deutsche Mark; 

i) ab 1. Juli 1992 monatlich 353 Deutsche Mark;“, 

3. in Nummer 3 durch: 

,,h) für die Zeit vom 1. Januar 1989 bis zum 30. Juni 
1992 monatlich 360 Deutsche Mark; 

i) ab 1. Juli 1992 monatlich 418 Deutsche Mark.“ 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 31. März 1992 in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 19. März 1992 


Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Justiz 
Kinkel 
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Verordnung 

zur Änderung der Neunten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Vom 20. März 1992 


Auf Grund des § 10 Abs. 10 des Bundes-Immissions¬ 
schutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Mai 1990 (BGBl. I S. 880) verordnet die Bundesregie¬ 
rung: 

Artikel 1 

Die Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immisionsschutzgesetzes (Grundsätze des Genehmi¬ 
gungsverfahrens) - 9. BImSchV - vom 18. Februar 1977 
(BGBl. I S. 274), zuletzt geändert durch Artikel 4 der Ver¬ 
ordnung vom 19. Mai 1988 (BGBl. I S. 608), wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Neunte Verordnung 
zur Durchführung 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV)“. 

2. Die Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung: 

„Inhaltsübersicht 
Erster Teil 

Allgemeine Vorschriften 
Erster Abschnitt 

Anwendungsbereich, Antrag und Unterlagen 
§ 1 Anwendungsbereich 

§ 1 a Gegenstand der Prüfung der Umweltverträg¬ 
lichkeit 

§ 2 Antragstellung 

§2a Unterrichtung über den voraussichtlichen 
Untersuchungsrahmen bei UVP-pflichtigen 
Vorhaben 

§ 3 Antragsinhalt 

§ 4 Antragsunterlagen 

§ 4a Angaben zur Anlage und zum Anlagenbetrieb 
§ 4b Angaben zu den Schutzmaßnahmen 
§ 4c Plan zur Behandlung der Reststoffe 
§ 4d Angaben zur Wärmenutzung 
§ 4e Zusätzliche Angaben zur Prüfung der Umwelt¬ 
verträglichkeit 
§ 5 Vordrucke 

§ 6 Eingangsbestätigung 

§ 7 Prüfung der Vollständigkeit, Verfahrensablauf 


Zweiter Abschnitt 
Beteiligung Dritter 

§ 8 Bekanntmachung des Vorhabens 

§ 9 Inhalt der Bekanntmachung 

§ 10 Auslegung von Antrag und Unterlagen 

§ 10a Akteneinsicht 

§ 11 Beteiligung anderer Behörden 

§ 11 a Grenzüberschreitende Behördenbeteiligung 

§ 12 Einwendungen 

§ 13 Sachverständigengutachten 

Dritter Abschnitt 
Erörterungstermin 

§ 14 Zweck 

§15 Besondere Einwendungen 
§16 Wegfall 
§17 Verlegung 
§ 18 Verlauf 
§ 19 Niederschrift 

Vierter Abschnitt 
Genehmigung 
§ 20 Entscheidung 

§ 21 Inhalt des Genehmigungsbescheides 
§ 21 a Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 

Zweiter Teil 
Besondere Vorschriften 
§ 22 Teilgenehmigung 
§ 23 Vorbescheid 

§ 23 a Raumordnungsverfahren und Genehmigungs¬ 
verfahren 

§ 24 Vereinfachtes Verfahren 
§24a Zulassung vorzeitigen Beginns 

Dritter Teil 
Schlußvorschrift 
§ 25 Übergangsvorschrift“. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „vom 14. Februar 1975 (BGBl. I S. 499, 
727)“ werden gestrichen. 

b) Der auf die Worte „nach dieser Verordnung durch¬ 
zuführen“ folgende Halbsatz wird durch folgende 
Worte ersetzt: 
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„soweit es nicht in den §§ 8 bis 15a und 19 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder in § 2 der 
Vierzehnten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über Anlagen der Landesverteidigung) geregelt ist; 
§ 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträg¬ 
lichkeitsprüfung bleibt unberührt.“ 

c) Der bisherige Text wird Absatz 1; folgende Absätze 
2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Ist für die Errichtung und den Betrieb einer 
Anlage nach Nummer 1 der Anlage zu § 3 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP-pflichtige Anlage) die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich, so ist 
diese jeweils unselbständiger Teil der in Absatz 1 
genannten Verfahren. Soweit in den in Absatz 1 
genannten Verfahren über die Zulässigkeit des 
Vorhabens entschieden wird, ist die Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfung nach den Vorschriften dieser 
Verordnung und den für diese Prüfung in den 
genannten Verfahren ergangenen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften durchzuführen. 

(3) Im Verfahren zur Erteilung einer Änderungs¬ 
genehmigung ist eine Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung nach Absatz 2 durchzuführen, wenn von der 
öffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens 
nach § 15 Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutz¬ 
gesetzes nicht abgesehen wird und die Ände¬ 
rung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf in 
§ 1 a genannte Schutzgüter haben kann; bedarf 
das geplante Vorhaben der Zulassung durch meh¬ 
rere Behörden, so hat die Genehmigungsbehörde 
die Prüfung der Frage, ob die Änderung solche 
Auswirkungen haben kann, im Zusammenwirken 
zumindest mit den anderen Zulassungsbehörden 
und der Naturschutzbehörde vorzunehmen, deren 
Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt 
wird.“ 

4. Folgender § 1 a wird eingefügt: 

,.§ 1a 

Gegenstand der Prüfung der Umweltverträglichkeit 

Das Prüfverfahren nach § 1 Abs. 2 umfaßt die 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der für die 
Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen sowie 
der für die Prüfung der Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege bedeutsamen Auswirkun¬ 
gen einer UVP-pflichtigen Anlage auf 

1. Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft, einschließlich der 
jeweiligen Wechselwirkungen, 

2. Kultur- und sonstige Sachgüter.“ 

5. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Sobald der Träger des Vorhabens die Genehmi¬ 
gungsbehörde über das geplante Vorhaben unterrich¬ 
tet, soll diese ihn im Hinblick auf die Antragstellung 
beraten und mit ihm den zeitlichen Ablauf des Geneh¬ 
migungsverfahrens sowie sonstige für die Durchfüh¬ 
rung dieses Verfahrens erhebliche Fragen erörtern. 
Sie kann andere Behörden hinzuziehen, soweit dies 
für Zwecke des Satzes 1 erforderlich ist.“ 


6. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

„§ 2a 

Unterrichtung 

über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen 
bei UVP-pflichtigen Vorhaben 

(1) Sobald der Träger eines UVP-pflichtigen Vorha¬ 
bens die Genehmigungsbehörde über das geplante 
Vorhaben unterrichtet, soll diese mit ihm über die 
Beratung nach § 2 Abs. 2 hinaus entsprechend dem 
jeweiligen Planungsstand und auf der Grundlage 
geeigneter, vom Träger des Vorhabens vorgelegter 
Unterlagen den Gegenstand, Umfang und Methoden 
der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie sonstige für 
deren Durchführung erhebliche Fragen erörtern. 
Hierzu kann sie andere Behörden, deren Aufgabenbe¬ 
reich durch das Vorhaben berührt wird, sowie Sach¬ 
verständige und Dritte, insbesondere Standort- und 
Nachbargemeinden, hinzuziehen. Die Genehmi¬ 
gungsbehörde soll den Träger des Vorhabens über 
den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung sowie über Art und 
Umfang der nach den §§3 bis 4e voraussichtlich 
beizubringenden Unterlagen unterrichten. Verfügt die 
Genehmigungsbehörde über Informationen, die für 
die Beibringung der in den §§4 bis 4e genannten 
Unterlagen zweckdienlich sind, soll sie den Träger des 
Vorhabens darauf hinweisen und ihm die Unterlagen 
zur Verfügung stellen, soweit nicht Rechte Dritter ent¬ 
gegenstehen. Der Träger des Vorhabens kann gegen¬ 
über der Genehmigungsbehörde auf eine Unterrich¬ 
tung verzichten. 

(2) Bedarf das geplante Vorhaben der Zulassung 
durch mehrere Behörden, obliegen der Genehmi¬ 
gungsbehörde die Aufgaben nach Absatz 1 nur, wenn 
sie auf Grund des § 14 Abs. 1 Satz 1 und 2 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung als 
federführende Behörde bestimmt ist. Sie hat diese 
Aufgaben im Zusammenwirken zumindest mit den 
anderen Zulassungsbehörden und der Naturschutz¬ 
behörde wahrzunehmen, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird.“ 

7. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Angabe, ob eine Genehmigung oder ein 
Vorbescheid beantragt wird und im Falle eines 
Antrags auf Genehmigung, ob es sich um eine 
Änderungsgenehmigung handelt, ob eine Teil¬ 
genehmigung oder ob eine Zulassung des vor¬ 
zeitigen Beginns beantragt wird,“. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Soll die Genehmigungsbehörde zulassen, daß die 
Genehmigung abweichend von § 19 Abs. 1 und 2 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nicht in 
einem vereinfachten Verfahren erteilt wird, so ist 
dies im Antrag anzugeben." 

8. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

,.§4 

Antragsunterlagen 

(1) Dem Antrag sind die Unterlagen beizufügen, die 
zur Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
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erforderlich sind. Diese Unterlagen müssen insbeson¬ 
dere die nach den §§ 4a bis 4d erforderlichen Anga¬ 
ben enthalten, bei UVP-pflichtigen Anlagen darüber 
hinaus die zusätzlichen Angaben nach § 4e. 

(2) Soweit die Zulässigkeit oder die Ausführung des 
Vorhabens nach Vorschriften über Naturschutz und 
Landschaftspflege zu prüfen ist, sind die hierfür erfor¬ 
derlichen Unterlagen beizufügen; die Anforderungen 
an den Inhalt dieser Unterlagen bestimmen sich nach 
den naturschutzrechtlichen Vorschriften. Die Unter¬ 
lagen nach Satz 1 müssen insbesondere Angaben 
über Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung 
oder zum Ausgleich erheblicher Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft sowie über Ersatzmaßnah¬ 
men bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen Ein¬ 
griffen in diese Schutzgüter enthalten. 

(3) Der Antragsteller hat der Genehmigungs¬ 
behörde außer den in Absätzen 1 und 2 genannten 
Unterlagen eine allgemein verständliche, für die Aus¬ 
legung geeignete Kurzbeschreibung vorzulegen, die 
einen Überblick über die Anlage, ihren Betrieb und die 
voraussichtlichen Auswirkungen auf die Allgemeinheit 
und die Nachbarschaft ermöglicht; bei UVP-pflichtigen 
Anlagen erstreckt sich die Kurzbeschreibung auch auf 
die nach § 4e erforderlichen Angaben. Er hat ferner 
ein Verzeichnis der dem Antrag beigefügten Unter¬ 
lagen vorzulegen, in dem die Unterlagen, die 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, 
besonders gekennzeichnet sind. 

(4) Bedarf das Vorhaben der Zulassung durch 
mehrere Behörden und ist auf Grund des § 14 Abs. 1 
Satz 1 und 2 des Gesetzes über die Umweltverträg¬ 
lichkeitsprüfung eine federführende Behörde, die nicht 
Genehmigungsbehörde ist, zur Entgegennahme der 
Unterlagen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 
bestimmt, hat die Genehmigungsbehörde die für die 
Prüfung der Umweltverträglichkeit erforderlichen 
Unterlagen auch der federführenden Behörde zuzu¬ 
leiten.“ 


9. Nach § 4 werden folgende §§ 4a bis 4e eingefügt: 

,,§ 4 a 

Angaben zur Anlage und zum Anlagenbetrieb 
Die Unterlagen müssen Angaben enthalten über 

1. die Anlagenteile, Verfahrensschritte und Neben¬ 
einrichtungen, auf die sich das Genehmigungs¬ 
erfordernis gemäß § 1 Abs. 2 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen erstreckt, 

2. den Bedarf an Grund und Boden, 

3. das vorgesehene Verfahren einschließlich der 
erforderlichen Daten zur Kennzeichnung des Ver¬ 
fahrens, wie Angaben zu Art, Menge und Beschaf¬ 
fenheit 

a) der Einsatzstoffe, 

b) der Zwischen-, Neben- und Endprodukte, 

c) der anfallenden Reststoffe 

und darüber hinaus, soweit ein Stoff für Zwecke 
der Forschung und Entwicklung hergestellt werden 
soll, der gemäß § 16b Abs. 1 Satz 3 des Chemika¬ 


liengesetzes von der Mitteilungspflicht ausgenom¬ 
men ist, 

d) Angaben zur Identität des Stoffes, soweit vor¬ 
handen, 

e) dem Antragsteller vorliegende Prüfnachweise 
über physikalische, chemische und physika¬ 
lisch-chemische sowie toxische und ökotoxi¬ 
sche Eigenschaften des Stoffes einschließlich 
des Abbauverhaltens, 

4. entstehende Wärme, sofern die Anlage in einer 
Rechtsverordnung nach § 5 Abs. 2 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes genannt ist, 

5. mögliche Freisetzungen oder Reaktionen von Stof¬ 
fen bei Störungen im Verfahrensablauf und 

6. Art und Ausmaß der Emissionen, die voraussicht¬ 
lich von der Anlage ausgehen werden, wobei sich 
diese Angaben, soweit es sich um Luftverunreini¬ 
gungen handelt, auch auf das Rohgas vor einer 
Vermischung oder Verdünnung beziehen müssen, 
die Art, Lage und Abmessungen der Emissions¬ 
quellen, die räumliche und zeitliche Verteilung der 
Emissionen sowie über die Austrittsbedingungen. 

§ 4b 

Angaben zu den Schutzmaßnahmen 

(1) Die Unterlagen müssen Angaben enthalten über 

1. die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz vor 
und zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwir¬ 
kungen, insbesondere zur Verminderung der Emis¬ 
sionen, sowie zur Messung von Emissionen und 
Immissionen, 

2. die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz der 
Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen 
Belästigungen, wie Angaben über die vorgesehe¬ 
nen technischen und organisatorischen Vorkeh¬ 
rungen 

a) zur Verhinderung von Störungen des bestim¬ 
mungsgemäßen Betriebs und 

b) zur Begrenzung der Auswirkungen, die sich aus 
Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs 
ergeben können, 

3. die vorgesehenen Maßnahmen zum Arbeitsschutz 
und 

4. die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen 
Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nach¬ 
barschaft im Falle der Betriebseinstellung. 

(2) Bei Anlagen, auf die die Störfall-Verordnung 
anzuwenden ist und die in Anhang I der Störfall-Ver¬ 
ordnung bezeichnet sind, ist dem Antrag ferner eine 
Sicherheitsanalyse beizufügen, die den Anforderun¬ 
gen des § 7 der Störfall-Verordnung entspricht. Satz 1 
gilt nicht, soweit die Genehmigungsbehörde dem 
Antragsteller schriftlich zusagt, daß er mit Genehmi¬ 
gungserteilung gemäß § 10 der Störfall-Verordnung 
von den Pflichten nach den §§ 7 bis 9 der Verordnung 
ganz oder teilweise befreit wird. 
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(3) Bestehen Anhaltspunkte dafür, daß eine Be¬ 
kanntgabe der Angaben nach den Absätzen 1 und 2 
zu einer eine erhebliche Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit darstellenden Störung der Errichtung oder 
des bestimmungsgemäßen Betriebs der Anlage durch 
Dritte führen kann, und sind Maßnahmen der Gefah¬ 
renabwehr gegenüber diesen nicht möglich, ausrei¬ 
chend oder zulässig, kann die Genehmigungsbehörde 
die Vorlage einer aus sich heraus verständlichen und 
zusammenhängenden Darstellung verlangen, die für 
die Auslegung geeignet ist. 

§ 4c 

Plan zur Behandlung der Reststoffe 

Die Unterlagen müssen Angaben enthalten über die 
Maßnahmen zur Vermeidung oder Verwertung von 
Reststoffen oder deren Beseitigung als Abfälle; hierzu 
sind insbesondere Angaben zu machen zu 

1. den vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung 
von Reststoffen, 

2. den vorgesehenen Maßnahmen zur ordnungs¬ 
gemäßen und schadlosen stofflichen oder thermi¬ 
schen Verwertung der anfallenden Reststoffe, 

3. den Gründen, warum eine weitergehende Vermei¬ 
dung oder Verwertung von Reststoffen technisch 
nicht möglich oder unzumutbar ist, 

4. den vorgesehenen Maßnahmen zur Beseitigung 
nicht zu vermeidender oder zu verwertender Rest¬ 
stoffe als Abfälle einschließlich der rechtlichen und 
tatsächlichen Durchführbarkeit dieser Maßnahmen 
und der vorgesehenen Entsorgungswege, 

5. den vorgesehenen Maßnahmen zur Verwertung 
oder Beseitigung von Reststoffen, die bei einer 
Störung des bestimmungsgemäßen Betriebs ent¬ 
stehen können, sowie 

6. den vorgesehenen Maßnahmen zur Behandlung 
der bei einer Betriebseinstellung vorhandenen 
Reststoffe. 

§4d 

Angabe zur Wärmenutzung 

Bei Anlagen, die in einer Rechtsverordnung nach 
§ 5 Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
genannt sind, müssen die Unterlagen die Angaben 
über die vorgesehenen Maßnahmen zur Nutzung der 
entstehenden Wärme oder die Möglichkeiten ihrer 
Abnahme durch hierzu bereite Dritte enthalten. 

§4e 

Zusätzliche Angaben 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

(1) Bei UVP-pflichtigen'Vorhaben ist den Unter¬ 
lagen eine Beschreibung der Umwelt und ihrer 
Bestandteile sowie der zu erwartenden erheblichen 
Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 1 a genann¬ 
ten Schutzgüter mit Aussagen über die dort erwähn¬ 
ten Wechselwirkungen beizufügen, soweit diese 
Beschreibung für die Entscheidung über die Zulas¬ 
sung des Vorhabens erforderlich ist. 

(2) Die nach Absatz 1 erforderliche Beschreibung 
der Auswirkungen der Anlage muß enthalten: 


1. soweit schädliche Umwelteinwirkungen hervor¬ 
gerufen werden können, 

a) eine Prognose der zu erwartenden Immissio¬ 
nen, soweit Immissionswerte in Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften festgelegt sind und 
nach dem Inhalt dieser Vorschriften eine Pro¬ 
gnose zum Vergleich mit diesen Werten erfor¬ 
derlich ist; ist eine Prognose nicht erforderlich, 
ist dies unter Berücksichtigung der voraussicht¬ 
lichen Auswirkungen der Anlage zu begründen, 
und 

b) Angaben, die für die Ermittlung, Beschreibung 
und Bewertung der durch die Anlage hervor¬ 
gerufenen Immissionen und ihrer Auswirkun¬ 
gen auf die in § 1 a genannten Schutzgüter 
erforderlich sind, soweit Immissionswerte in 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften nicht 
festgelegt oder dort zwar festgelegt sind, die 
genannten Vorschriften aber wegen besonde¬ 
rer Umstände vorsehen, daß die Auswirkungen 
auf die in § 1 a genannten Schutzgüter im Ein¬ 
zelfall zu prüfen sind; 

2. soweit bei der Errichtung der Anlage, deren 
bestimmungsgemäßen Betrieb, einer Störung die¬ 
ses Betriebes oder dessen Einstellung sonstige 
erhebliche Auswirkungen auf in § 1 a genannte 
Schutzgüter zu erwarten sind, Angaben über diese 
Auswirkungen. 

(3) Die Unterlagen müssen ferner eine Übersicht 
über die wichtigsten vom Träger des Vorhabens 
geprüften technischen Verfahrensalternativen zum 
Schutz vor und zur Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen sowie zum Schutz der Allge¬ 
meinheit und der Nachbarschaft vor sonstigen Gefah¬ 
ren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästi¬ 
gungen enthalten. Die wesentlichen Auswahlgründe 
sind mitzuteilen. 

(4) Bei der Zusammenstellung der Angaben nach 
den Absätzen 1 bis 3 sind der allgemeine Kenntnis¬ 
stand und die für die Durchführung von Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfungen allgemein anerkannten Prü¬ 
fungsschritte und -methoden zu berücksichtigen. Dar¬ 
über hinaus hat der Antragsteller auf Schwierigkeiten 
hinzuweisen, die bei der Zusammenstellung der 
Angaben für die Unterlagen nach den §§ 4 bis 4e 
aufgetreten sind, insbesondere soweit diese Schwie¬ 
rigkeiten auf fehlenden Kenntnissen und Prüfmetho¬ 
den oder auf technischen Lücken beruhen.“ 

10. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Prüfung der Vollständigkeit, Verfahrensablauf“. 

b) In Satz 1 werden die Worte „des § 4“ durch die 
Worte „der §§ 4 bis 4e“ ersetzt. 

c) Der bisherige Text wird Absatz 1; folgender Ab¬ 
satz 2 wird angefügt: 

„(2) Sind die Unterlagen vollständig, hat die 
Genehmigungsbehörde den Antragsteller über die 
voraussichtlich zu beteiligenden Behörden und den 
geplanten zeitlichen Ablauf des Genehmigungs¬ 
verfahrens zu unterrichten.“ 
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11. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Eine zusätzliche Bekanntmachung und Aus¬ 
legung ist, auch in den Fällen der §§ 22 und 23, nur 
nach Maßgabe des Absatzes 2 erforderlich.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wird das Vorhaben während eines Vorbe¬ 
scheidsverfahrens, nach Erteilung eines Vorbe¬ 
scheides oder während des Genehmigungsverfah¬ 
rens geändert, so darf die Genehmigungsbehörde 
von einer zusätzlichen Bekanntmachung und Aus¬ 
legung absehen, wenn in den nach § 10 Abs. 1 
auszulegenden Unterlagen keine Umstände darzu¬ 
legen wären, die nachteilige Auswirkungen für 
Dritte besorgen lassen. Dies ist insbesondere dann 
der Fall, wenn erkennbar ist, daß nachteilige Aus¬ 
wirkungen für Dritte durch die getroffenen oder 
vom Träger des Vorhabens vorgesehenen Maß¬ 
nahmen ausgeschlossen werden oder die Nach¬ 
teile im Verhältnis zu den jeweils vergleichbaren 
Vorteilen gering sind. Betrifft das Vorhaben eine 
UVP-pflichtige Anlage, darf von einer zusätzlichen 
Bekanntmachung und Auslegung nur abgesehen 
werden, wenn keine zusätzlichen oder anderen 
erheblichen Auswirkungen auf in § 1 a genannte 
Schutzgüter zu besorgen sind. Ist eine zusätzliche 
Bekanntmachung und Auslegung erforderlich, 
werden die Einwendungsmöglichkeit und die Er¬ 
örterung auf die vorgesehenen Änderungen 
beschränkt; hierauf ist in der Bekanntmachung hin¬ 
zuweisen.“ 

12. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Satz 1; Nummer 2 erhält 
folgende Fassung: 

„2. den Hinweis auf die Auslegungs- und die Ein¬ 
wendungsfrist unter Angabe des jeweils ersten 
und letzten Tages.“ 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Bei Vorhaben in dem in Artikel 3 des Einigungs¬ 
vertrages genannten Gebiet muß die Bekannt¬ 
machung auch den Hinweis enthalten, daß Ein¬ 
wendungen nur schriftlich erhoben werden 
können.“ 

13. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Genehmigungsbehörde und, soweit 
erforderlich, bei einer geeigneten Stelle in der 
Nähe des Standorts des Vorhabens sind der 
Antrag sowie die beigefügten Unterlagen auszu¬ 
legen, die die Angaben über die Auswirkungen der 
Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemein¬ 
heit enthalten. Betrifft das Vorhaben eine UVP- 
pflichtige Anlage, so sind auch die vom Antragstel¬ 
ler zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits¬ 
prüfung zusätzlich beigefügten Unterlagen auszu¬ 
legen; ferner sind der Antrag und die Unterlagen 
auch in den Gemeinden auszulegen, in denen sich 
das Vorhaben voraussichtlich auswirkt. Soweit 
eine Auslegung der Unterlagen nach §4b Abs. 1 


und 2 zu einer Störung im Sinne des § 4b Abs. 3 
führen kann, ist an Stelle dieser Unterlagen die 
Darstellung nach § 4b Abs. 3 auszulegen. In den 
Antrag und die Unterlagen nach den Sätzen 1 
und 2 sowie in die Darstellung nach § 4b Abs. 3 ist 
während der Dienststunden Einsicht zu ge¬ 
währen.“ 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

14. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

„§ 10a 
Akteneinsicht 

Die Genehmigungsbehörde gewährt Akteneinsicht 
nach pflichtgemäßem Ermessen; § 29 Abs. 1 Satz 3, 
Abs. 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fin¬ 
det entsprechende Anwendung.“ 

15. § 11 wird wie folgt gefaßt: 

„§11 

Beteiligung anderer Behörden 

Spätestens gleichzeitig mit der öffentlichen 
Bekanntmachung des Vorhabens fordert die Ge¬ 
nehmigungsbehörde die Behörden, deren Aufgaben¬ 
bereich durch das Vorhaben berührt wird, auf, ihre 
Stellungnahme innerhalb einer bestimmten Frist abzu¬ 
geben. Hat eine Behörde bis zum Ablauf der Frist 
keine Stellungnahme abgegeben, so kann die Geneh¬ 
migungsbehörde davon ausgehen, daß die beteiligte 
Behörde sich nicht äußern will.“ 

16. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt: 

„§ 11a 

Grenzüberschreitende Behördenbeteiligung 

(1) Könnte ein UVP-pflichtiges Vorhaben auf in § 1 a 
genannte Schutzgüter in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften nach § 4 Abs. 2 
und § 4e zu beschreibende erhebliche Auswirkungen 
haben, so werden die von dem Mitgliedstaat benann¬ 
ten Behörden zum gleichen Zeitpunkt und im gleichen 
Umfang über das Vorhaben wie die nach § 11 beteilig¬ 
ten Behörden unterrichtet. Wenn der andere Mitglied¬ 
staat die zu beteiligenden Behörden nicht benannt 
hat, ist die oberste für Umweltangelegenheiten zu¬ 
ständige Behörde des anderen Mitgliedstaates zu 
unterrichten. Die Unterrichtung wird durch die von 
der zuständigen obersten Landesbehörde bestimmte 
Behörde vorgenommen. 

(2) Könnte ein UVP-pflichtiges Vorhaben nach § 4 
Abs. 2 und § 4e zu beschreibende erhebliche Auswir¬ 
kungen auf in § 1 a genannte Schutzgüter in einem 
Nachbarstaat der Bundesrepublik Deutschland 
haben, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften ist, so gilt unter den Voraussetzun¬ 
gen der Grundsätze von Gegenseitigkeit und Gleich¬ 
wertigkeit Absatz 1 entsprechend. 

(3) Die unterrichtende Behörde leitet den nach 
Absatz 1 auch in Verbindung mit Absatz 2 zu beteili¬ 
genden Behörden jeweils eine Ausfertigung der für die 
Prüfung der Umweltverträglichkeit erforderlichen 
Unterlagen zu und teilt den geplanten zeitlichen 
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Ablauf des Genehmigungsverfahrens mit. Rechtsvor¬ 
schriften zur Geheimhaltung, insbesondere zum 
Schutz von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen 
bleiben unberührt; entgegenstehende Rechte Dritter 
sind zu beachten. Ebenfalls unberührt bleiben die 
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes und der 
Landesdatenschutzgesetze zur Datenübermittlung an 
Stellen außerhalb des Geltungsbereichs des Grund¬ 
gesetzes.“ 

17. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Einwendungen sind dem Antragsteller 
bekanntzugeben. Den nach § 11 beteiligten Behörden 
sind die Einwendungen bekanntzugeben, die ihren 
Aufgabenbereich berühren. Auf Verlangen des Ein¬ 
wenders sollen dessen Name und Anschrift vor der 
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind; auf 
diese Möglichkeit ist in der öffentlichen Bekannt¬ 
machung hinzuweisen.“ 

18. § 13 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „§ 4 Abs. 2 a“ werden durch die Worte 
„§ 4 b Abs. 2“ ersetzt. 

b) Der Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: 

„der Auftrag hierzu soll spätestens zum Zeitpunkt 
der Bekanntmachung des Vorhabens (§ 8) erteilt 
werden.“ 

19. In § 14 Abs. 2 wird das Wort „Auslegungsfrist“ durch 
das Wort „Einwendungsfrist“ ersetzt. 

20. In § 18 Abs. 5 Satz 3 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„hierauf sollen die Anwesenden bei Aufhebung des 
Termins hingewiesen werden.“ 

21. In § 19 Abs. 1 erhält Satz 6 folgende Fassung: 

„Die Tonaufzeichnungen sind nach dem Eintritt der 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung über den Geneh¬ 
migungsantrag zu löschen; liegen im Falle eines Vor¬ 
bescheidsverfahrens die Voraussetzungen des § 9 
Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vor, ist 
die Löschung nach Eintritt der Unwirksamkeit durch¬ 
zuführen.“ 

22. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1 a und 1 b 
eingefügt: 

„(1 a) Bei UVP-pflichtigen Anlagen erarbeitet die 
Genehmigungsbehörde auf der Grundlage der 
nach den §§ 4 bis 4e beizufügenden Unterlagen, 
der behördlichen Stellungnahmen nach den §§11 
und 11a, der Ergebnisse eigener Ermittlungen 
sowie der Äußerungen und Einwendungen Dritter 
eine zusammenfassende Darstellung der zu erwar¬ 
tenden Auswirkungen des Vorhabens auf die in 
§ 1 a genannten Schutzgüter einschließlich der 


Wechselwirkungen; die Darstellung ist möglichst 
innerhalb eines Monats nach Beendigung des 
Erörterungstermins zu erarbeiten. Bedarf das Vor¬ 
haben der Zulassung durch mehrere Behörden, so 
obliegt die Erarbeitung der zusammenfassenden 
Darstellung der Genehmigungsbehörde nur, wenn 
sie gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung als feder¬ 
führende Behörde bestimmt ist; sie hat die Darstel¬ 
lung im Zusammenwirken zumindest mit den ande¬ 
ren Zulassungsbehörden und der Naturschutz¬ 
behörde zu erarbeiten, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird. 

(1 b) Die Genehmigungsbehörde bewertet mög¬ 
lichst innerhalb eines Monats nach Erarbeitung der 
zusammenfassenden Darstellung auf deren 
Grundlage und nach den für ihre Entscheidung 
maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif¬ 
ten die Auswirkungen des Vorhabens auf die in 
§ 1 a genannten Schutzgüter. Bedarf das Vor¬ 
haben der Zulassung durch mehrere Behörden, so 
haben diese im Zusammenwirken auf der Grund¬ 
lage der zusammenfassenden Darstellung nach 
Absatz 1 a eine Gesamtbewertung der Auswirkun¬ 
gen vorzunehmen; ist die Genehmigungsbehörde 
federführende Behörde, so hat sie das Zusammen¬ 
wirken sicherzustellen. Die Genehmigungsbe¬ 
hörde hat die vorgenommene Bewertung oder 
Gesamtbewertung bei der Entscheidung über den 
Antrag nach Maßgabe der hierfür geltenden Vor¬ 
schriften zu berücksichtigen.“ 

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Er soll abgelehnt werden, wenn der Antragsteller 
einer Aufforderung zur Ergänzung der Unterlagen 
innerhalb einer ihm gesetzten Frist, die auch im 
Falle ihrer Verlängerung drei Monate nicht über¬ 
schreiten soll, nicht nachgekommen ist.“ 

c) Absatz 3 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 

„Betrifft die ablehnende Entscheidung eine UVP- 
pflichtige Anlage und ist eine zusammenfassende 
Darstellung nach Absatz 1 a von der Genehmi¬ 
gungsbehörde erarbeitet worden, so ist diese in die 
Begründung für die Entscheidung aufzunehmen.“ 

23. In § 21 Abs. 1 wird in Nummer 5 der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„bei UVP-pflichtigen Anlagen ist die zusammenfas¬ 
sende Darstellung nach § 20 Abs. 1 a sowie die 
Bewertung nach § 20 Abs. 1 b in die Begründung 
aufzunehmen.“ 

24. Im vierten Abschnitt des ersten Teils wird nach § 21 
folgender § 21 a eingefügt: 

„§ 21 a 

Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 

Unbeschadet des § 10 Abs. 7 und 8 Satz 1 des 
Bundes-Immissionschutzgesetzes ist die Ent¬ 
scheidung über den Antrag auch dann öffentlich 
bekanntzumachen, wenn es sich um eine UVP-pflich- 
tige Anlage handelt oder der Träger des Vorhabens 
dies beantragt. § 10 Abs. 8 Satz 2 und 3 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes cj e K en entsprechend. In 
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der öffentlichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo 
und wann der Bescheid und seine Begründung einge¬ 
sehen werden können.“ 

25. In § 22 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Betrifft das Vorhaben eine UVP-pflichtige 
Anlage, so erstreckt sich im Verfahren zur Erteilung 
einer Teilgenehmigung die Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung im Rahmen der vorläufigen Prüfung im Sinne des 
Absatzes 1 auf die erkennbaren Auswirkungen der 
gesamten Anlage auf die § 1 a genannten Schutzgüter 
und abschließend auf die Auswirkungen, deren Ermitt¬ 
lung, Beschreibung und Bewertung Voraussetzung für 
Feststellungen oder Gestattungen ist, die Gegenstand 
dieser Teilgenehmigung sind. Ist in einem Verfahren 
über eine weitere Teilgenehmigung unter Einbezie¬ 
hung der Öffentlichkeit zu entscheiden, soll die Prü¬ 
fung der Umweltverträglichkeit im nachfolgenden Ver¬ 
fahren auf zusätzliche oder andere erhebliche Auswir¬ 
kungen auf die in § 1 a genannten Schutzgüter 
beschränkt werden. Die Unterrichtung über den vor¬ 
aussichtlichen Untersuchungsrahmen nach § 2 a 
beschränkt sich auf den zu erwartenden Umfang der 
durchzuführenden Umweltverträglichkeitsprüfung; für 
die dem Antrag zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 
beizufügenden Unterlagen nach den §§ 4 bis 4e 
sowie die Auslegung dieser Unterlagen gelten die 
Absätze 1 und 2 entsprechend.“ 

26. In § 23 Abs. 2 wird in Nummer 5 der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„bei UVP-pflichtigen Anlagen ist die zusammenfas¬ 
sende Darstellung nach § 20 Abs. 1 a sowie die 
Bewertung nach § 20 Abs. 1 b in die Begründung auf¬ 
zunehmen.“ 

27. Nach § 23 wird folgender § 23a eingefügt: 

„§ 23a 

Raumordnungsverfahren 
und Genehmigungsverfahren 

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die im Raumord¬ 
nungsverfahren oder einem anderen raumordneri¬ 
schen Verfahren, das den Anforderungen des §6a 
Abs. 2 Satz 2 des Raumordnungsgesetzes entspricht 
(raumordnerisches Verfahren), ermittelten, beschrie¬ 
benen und bewerteten Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt nach Maßgabe des § 20 Abs. 1 b bei 
der Entscheidung über den Antrag zu berücksichtigen. 

(2) Im Genehmigungsverfahren soll hinsichtlich der 
im raumordnerischen Verfahren ermittelten und 
beschriebenen Auswirkungen auf die in § 1 a genann¬ 
ten Schutzgüter von den Anforderungen der §§ 2a, 4 
bis 4e, 11, 11a und 20 Abs. 1 a insoweit abgesehen 
werden, als diese Verfahrensschritte bereits im raum¬ 
ordnerischen Verfahren erfolgt sind.“ 

28. § 24 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 24 

Vereinfachtes Verfahren 

In dem vereinfachten Verfahren sind § 4 Abs. 3, die 
§§ 8 bis 10a, 12, 14 bis 19 und die Vorschriften, die 


die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
betreffen, nicht anzuwenden. § 11 gilt sinngemäß.“ 

29. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt: 

„§ 24a 

Zulassung vorzeitigen Beginns 

(1) Ist in einem Verfahren zur Erteilung einer Ände¬ 
rungsgenehmigung ein Antrag auf Zulassung des vor¬ 
zeitigen Beginns im Sinne des § 15a des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes gestellt, so muß dieser 

1. Angaben darüber enthalten, welche Verbesserun¬ 
gen des Schutzes der Umwelt durch die Verwirk¬ 
lichung des Vorhabens erwartet werden, 

2. die Verpflichtung des Trägers des Vorhabens ent¬ 
halten, alle bis zur Erteilung der Genehmigung 
durch die Errichtung der Anlage verursachten 
Schäden zu ersetzen und, falls das Vorhaben nicht 
genehmigt wird, den früheren Zustand wiederher¬ 
zustellen. 

(2) Der Bescheid über die Zulassung des vorzeiti¬ 
gen Beginns muß enthalten 

1. die Angabe des Namens und des Wohnsitzes oder 
des Sitzes des Antragstellers, 

2. die Angabe, daß der vorzeitige Beginn der Errich¬ 
tung der Anlage zugelassen wird, und die Angabe 
der Rechtsgrundlage, 

3. die genaue Bezeichnung des Gegenstandes des 
Bescheides, 

4. die Nebenbestimmungen der Zulassung, 

5. die Begründung, aus der die wesentlichen tatsäch¬ 
lichen und rechtlichen Gründe, die die Behörde zu 
ihrer Entscheidung bewogen haben, hervorgehen 
sollen. 

(3) Der Bescheid über die Zulassung des vorzeiti¬ 
gen Beginns soll enthalten 

1. die Bestätigung der Verpflichtung nach Absatz 1 
Nr. 2, 

2. den Hinweis, daß die Zulassung jederzeit wider¬ 
rufen werden kann, 

3. die Bestimmung einer Sicherheitsleistung, sofern 
dies erforderlich ist, um die Erfüllung der Pflichten 
des Trägers des Vorhabens zu sichern.“ 

30. § 25 wird wie folgt neu gefaßt: 

„§ 25 

Übergangsvorschrift 

Verfahren, die vor dem Inkrafttreten einer Ände¬ 
rung dieser Verordnung begonnen worden sind, sind 
nach den Vorschriften der geänderten Verordnung zu 
Ende zu führen. Eine Wiederholung von Verfahrens¬ 
abschnitten ist nicht erforderlich.“ 


Artikel 2 

Übergangsregelung für UVP-pflichtige Anlagen 

Bei Verfahren über die Genehmigung UVP-pflichtiger 
Anlagen, die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
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Verordnung begonnen worden sind, ist eine Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfung nach den Vorschriften dieser Verord¬ 
nung nur durchzuführen, wenn das geplante Vorhaben bei 
Inkrafttreten der Verordnung noch nicht öffentlich bekannt 
gemacht worden ist; dies gilt auch, wenn in einem Verfah¬ 
ren über eine erste Teilgenehmigung oder einen Vorbe¬ 
scheid entschieden werden soll. Ist in einem Verfahren 
über eine weitere Teilgenehmigung unter Einbeziehung 
der Öffentlichkeit zu entscheiden, ist die Prüfung der Um¬ 
weltverträglichkeit im nachfolgenden Verfahren auf zusätz¬ 
liche oder andere erhebliche Auswirkungen auf in § 1 a 
genannte Schutzgüter zu beschränken. 


Artikel 3 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak¬ 
torsicherheit kann den Wortlaut der Neunten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
in der vom Inkrafttreten dieser Verordnung an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Kalendermonats in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 20. März 1992 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 


Der Bundesminister 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Klaus Töpfer 
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Anordnung 

zur Änderung der Anordnung 
über die Vertretung des Bundes 
bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis 
im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Vom 13. März 1992 

Auf Grund des § 174 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 1985 (BGBl. I S. 479) wird die Anordnung 
über die Vertretung des Bundes bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis im 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern vom 9. Dezember 1987 
(BGBl. I S. 2678) wie folgt geändert: 


I. 


In Abschnitt I wird 

1. der Buchstabe g wie folgt gefaßt: 

„den Präsidenten der Grenzschutzpräsidien,“, 

2. der bisherige Buchstabe i der Buchstabe h, 

3. der Buchstabe i wie folgt gefaßt: 

„dem Leiter der Grenzschutzschule.“ 
und 

4. der bisherige Buchstabe k gestrichen. 

II. 

Solange das statusrechtliche Amt des Präsidenten eines Grenzschutzpräsi¬ 
diums noch nicht eingerichtet ist, wird die nach dieser Anordnung den Präsiden¬ 
ten der Grenzschutzpräsidien zugewiesene Vertretungsbefugnis den mit der 
Leitung der Grenzschutzpräsidien betrauten Beamten übertragen. 


Diese Anordnung tritt am 1. April 1992 in Kraft. 


Bonn, den 13. März 1992 


Der Bundesminister des Innern 
In Vertretung 
Neusei 




